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Rüdiger Machetzki

ASEAN: Entwicklungsmodell mit Hindernissen

I. ASEAN: Eine Gemeinschaft der Ungleichen

Während der letzten Jahre hat der „Verbund
Südostasiatischer Nationen", nach seiner eng-
lischen Bezeichnung Association of South-
East Asian Nations kurz ASEAN genannt, zu-
nehmend die Aufmerksamkeit der westlichen
Öffentlichkeit gewonnen. Zwei Gründe waren
dafür maßgeblich, daß die ASEAN, die sich
aus den sechs nichtkommunistischen Ländern
Brunei, Indonesien, Malaysia, Philippinen,
Singapur und Thailand zusammensetzt, zu ei-
ner der international bemerkenswertesten
Staatengruppen heranwuchs. Zum einen be-
stand zumindest vorübergehend die reale Ge-
fahr, daß der seit 1978/79 andauernde Macht-
konflikt in der benachbarten Krisenregion In-
dochina auf den ASEAN-Teil Südostasiens,
insbesondere auf Thailand, übergreifen könn-
te. Zum anderen haben sich die Volkswirt-
schaften der ASEAN-Staaten im letzten Jahr-
zehnt mit mehr als beachtlichem Erfolg ent-
wickelt Singapur, Malaysia und Thailand
werden nicht nur in der Fachwelt häufig als
sogenannte Modellfälle nachholender Ent-
wicklung zitiert. Begriffe wie „NICs" (Newly
Industrialising Countries) oder „Schwellenlän-
der der zweiten Generation" deuten auf die-
sen Sachverhalt hin. Auch Indonesien, dem
bei weitem größten Staat Südostasiens, traut
man diesen Erfolgsweg durchaus zu.
Die Richtung dieses Weges läßt sich aus der
Kennzeichnung „zweite Generation" ablesen.
Handelt es sich doch bei den Schwellenlän-
dern der ersten Generation um politische Ge-
meinwesen wie Südkorea, Taiwan, Hongkong
usw. Manche Beobachter möchten sogar Ja-
pan — gleichsam als „Urmodell" dieser Ent-
wicklungsströmung — hinzugerechnet wis-
sen. Sie sprechen von einer geschlossenen
asiatisch-pazifischen Hochwachstumsregion.
Eine solche Charakterisierung mag mit Blick
auf die Zukunft gerechtfertigt sein. Als Be-
schreibung des Gegenwartszustandes er-
scheint sie jedoch lückenhaft. Dies gilt insbe-
sondere für die ASEAN, deren Länder einzeln
und als Verbund durch das Spannungspoten-
tial von Hochwachstum, Modernisierung,
Rückständigkeit und Traditionsverfall ge-
prägt werden. Der Aufbruch, das sogenannte

take-off, ist erfolgt. Ob das Ziel, die industria-
lisierte Wirtschafts- und Wohlstandsgesell-
schaft, erreicht wird, läßt sich nicht mit letzter
Sicherheit vorhersagen. Zumindest in diesem
Jahrhundert dürfte die ASEAN eine „Gemein-
schaft der Ungleichheit“ bleiben. Gleich, d. h.
den politisch-wirtschaftlichen Führungen al-
ler sechs Staaten gemeinsam ist nur der er-
klärte Wille, regionale und nationale Un-
gleichheiten, Leistungsgefälle und Gegen-
sätze durch eine gemeinsam abgestimmte
Entwicklungsstrategie zu überwinden.

Im Gegensatz zum indochinesischen Staaten-
block Vietnam, Kambodscha und Laos, dessen
Zukunft durch eine staatlich geplante, kollek-
tiv gestaltete und marktausschaltende Ent-
wicklungsordnung bestimmt werden soll, ha-
ben sich die ASEAN-Staaten bewußt und
nachhaltig auf einen Entwicklungsweg festge-
legt, der sich durch starke marktwirtschaftli-
che Züge und außenwirtschaftliche Orientie-
rung kennzeichnen läßt. Ihre nationale und
regionale Entwicklung beruht zu einem ent-
scheidenden Teil auf der Einbettung in die
bestehende Weltwirtschaftsordnung. Der Er-
folg einer solchen auf Zusammenarbeit mit
den westlichen Industrieländern ausgerichte-
ten Strategie ist langfristig von der allgemei-
nen politischen Sicherheit und Stabilität der
Region abhängig. Zwar ist die Gemeinschaft
formal als Organisation wirtschaftlicher Art
und nicht als ein sicherheitspolitisches Gre-
mium gegründet worden, aber im Verlauf der
letzten Jahre hat sich herausgestellt, daß die
Gewährleistung politischer Stabilität in Süd-
ostasien ihr wichtigstes Ergebnis gewesen ist.
Der gemeinschaftsinterne Verzicht auf poli-
tisch-militärische Gewaltanwendung zur Kon-
fliktlösung ist erstaunlich, wenn man sich
daran erinnert, daß sich noch 1966 drei der
sechs ASEAN-Staaten — Indonesien, Malay-
sia, Philippinen — miteinander in einem
kriegsähnlichen Spannungszustand befanden.

Die politische Kooperation ist eine der Vor-
aussetzungen, nicht jedoch schon die Garan-
tie für eine „umfassende Sicherheit", ohne die
die Lösung der wirtschaftlichen und sozialen



Grundprobleme nicht vorstellbar ist. Bei einer
Beurteilung der wirtschaftlich-gesellschaftli-
chen Entwicklungsleistung darf nicht überse-
hen werden, daß es sich bei den ASEAN-Län-
dern mit Ausnahme des Stadtstaates Singa-
pur um Entwicklungsländer handelt. In abso-
luten Größenordnungen gemessen, ist die
volkswirtschaftliche Basis der Region immer
noch schmal. 1983 lag das gemeinsame Brut-
tosozialprodukt (BSP), die gebräuchlichste
Kennziffer zur Messung des volkswirtschaftli-
chen Leistungsstandes, bei rund 220 Mrd. US-
Dollar. Die drei Benelux-Länder erwirtschaf-
teten zum Vergleich rund 290 Mrd. US-Dollar.
Der Maßstab zur wirtschaftlichen Beurteilung
der ASEAN-Länder kann also nicht die abso-
lute Leistungsebene, sondern nur die Dauer-
haftigkeit des hohen Wachstums sein. In die-
ser Hinsicht hebt sich die Region von den
meisten Staaten der Dritten Welt deutlich ab.
Neben Nordostasien und der Westküste des
nordamerikanischen Halbkontinents bildet
sie eine der drei großen Wachstumspole der
Weltwirtschaft — eine Tatsache, die nicht nur
zur Verbreitung der Zukunftsvision vom „Pa-
zifischen Jahrhundert" beigetragen, sondern
auch die internationale Entwicklungsländer-
forschung der letzten Jahre beeinflußt hat.
Angesichts der Erfolge der ASEAN-Staaten
und einiger anderer nichtasiatischer Entwick-
lungsländer wurden Einheitsbegriff und -be-
trachtung der Dritten Welt zunehmend frag-
würdiger. Eine Interessen- und Problemge-
meinsamkeit läßt sich allenfalls im Gegensatz
zur Welt der Industrieländer noch inhaltlich
sinnvoll definieren. Innerhalb der Dritten
Welt selbst haben die extrem unterschiedli-
chen Entwicklungserfolge zu zunehmenden
Gefällen zwischen einzelnen Ländern und
Ländergruppen geführt, die eine klare Drei-
erabstufung erkennen lassen. Zur ersten
Gruppe gehören insgesamt 27 Länder — un-
ter ihnen auch die ASEAN-Staaten mit einer
Bevölkerung von gut 500 Mio. Die meisten
dieser Länder können bis zum Ende des Jahr-
hunderts möglicherweise den Schwellenland-
bzw. Industrielandstatus erreichen, also ihre
Entwicklungsproblematik erfolgreich lösen.
Zur zweiten Stufe gehören 31 Länder, deren
Erfolgschancen gemischt erscheinen. Die
letzte Stufe umfaßt 34 Länder mit gut ,5 Mrd.
Menschen 1). Diese Ländergruppe erscheint
im Rahmen der gegenwärtigen Entwicklungs-
konzepte kaum noch entwickelbar.

1

Aus dieser Dreierabstufung innerhalb der
Dritten Welt hat sich eine Tendenz ergeben,
die Suche nach Entwicklungsalternativen auf
der Basis spezifischer „Regionalisierungskon-
zepte“ vorzunehmen. Als Musterfall einer sol-
chen Regionalisierung der Entwicklungspro-
blematik wird dabei immer wieder die
ASEAN angeführt. Dabei wird jedoch zumeist
der bereits erwähnte Tatbestand übersehen,
daß die bisherigen Erfolge der ASEAN-Län-
der nicht in erster Linie wegen der wirtschaft-
lichen Vorteile der Regionalisierung zustande
gekommen sind, sondern, daß es vielmehr der 
günstige politische Rahmen war, der den ein-
zelnen Ländern eine überdurchschnittlich
hohe Wachstumsleistung ermöglichte. Die
Gemeinschaft vermochte ein für den interna-
tionalen Wirtschaftsverkehr ausreichendes
Sicherheits- und Stabilitätsklima zu gewähr-
leisten, das sich in den westlichen Risikoana-
lysen und auch in der außen- wie binnenwirt-
schaftlichen Realentwicklung positiv aus-
wirkte. Läßt man die westlichen Industrie-
staaten unberücksichtigt, so liegen die
ASEAN-Länder mit Ausnahme der Philippi-
nen alle im Bereich der international gering-
sten Risikogruppe. Aufgrund dieser Tatsache
hat sich vor allem der Strom ausländischer
Direktinvestitionen während des letzten
Jahrzehnts in einem bis dahin nicht gekann-
ten Ausmaß beschleunigt. Heute konzentriert
sich mehr als ein Viertel des Gesamtbestan-
des ausländischer Direktinvestitionen in der
Dritten Welt auf die ASEAN-Staaten. Vor
zehn Jahren hatte der Anteil nicht einmal ein
Zehntel betragen.
Andere positive Aspekte langfristigen auslän-
dischen Engagements ließen sich ebenfalls er-
wähnen. Direktinvestitionen und sonstige
Formen der Ressourcenübertragung sind je-
doch insofern von übergeordneter Bedeutung,
als eine erfolgreiche nationale Wirtschafts-
entwicklung im Rahmen der heutigen Welt-
wirtschaftsstrukturen nur noch über eine
massive ausländische Unterstützung, d. h.
eine bewußte internationale Verschuldungs-
und Investitionsförderungspolitik möglich er-
scheint. Die einzige Alternative wäre der sta-
linistische Entwicklungstypus mit seinen Fol-
geerscheinungen.
Anders gesagt, die ASEAN-Staaten sind an-
gesichts ihrer immer noch verhältnismäßig
geringen Entwicklungskraft nicht zu einer
selbsttragenden Konjunktur fähig. Erfolg oder
Mißerfolg ihres exportgeförderten Wachs-
tums, d. h. ihrer gesamten Zukunftsentwick-
lung, werden weitgehend durch die Aufnah-



mefähigkeit und -Willigkeit der großen Indu-
strieländermärkte Nordamerikas, Westeuro-
pas und Japans bestimmt. Angesichts des ra-
schen Bevölkerungswachstums und der damit
verbundenen bevölkerungs- und beschäfti-
gungspolitischen Problematik müssen die
ASEAN-Länder im mittel- bis langfristigen
Durchschnitt gesamtwirtschaftliche Wachs-
tumsraten in der Nähe zweistelliger Größen
erzielen, wobei vor allem die verarbeitende
Industrie mit ihrer Außenhandelsorientie-
rung überdurchschnittlich expandieren muß.
Dies macht, wie bereits erwähnt, die Auf-
rechterhaltung eines substantiellen Nettoka-
pitalzustroms zu Bedingungen notwendig, die
durch die eigene binnenwirtschaftliche Ent-
wicklung tragbar sind. Es ist damit zu rech-
nen, daß der Nettobedarf an Kapital zu gün-
stigen Marktbedingungen in Zukunft noch
deutlich steigen wird. Die ASEAN-Staaten
haben in dieser Hinsicht gegenüber anderen
Schwellenländern, insbesondere Lateinameri-
ka, den Vorteil, in der Vergangenheit eine
verhältnismäßig moderate Verschuldungspo-
litik betrieben zu haben. Risiken und Kosten
einer weiteren entwicklungsorientierten Ver-
schuldung sind daher für sie relativ über-
schaubar. Eine Ausnahme bilden lediglich die
Philippinen, deren Bonität sich während der
letzten vier Jahre bedenklich verschlechtert
hat
Ein weiterer wichtiger Aspekt, der der Ent-
wicklung der ASEAN-Staaten — wenn auch
mit unterschiedlicher Intensität — gemein-
sam ist, ist die aktive, keineswegs „unsicht-
bare Hand" des Staates in allen wichtigen Be-
reichen der Wirtschaft. Als Begründung hier-
für ließen sich u. a. unzureichende private Ka-
pitalbildung und fehlendes Privatunterneh-
mertum — beides typische Merkmale von
Entwicklungsländern — anführen. Allein aus-
schlaggebend sind diese beiden Aspekte je-
doch nicht.
1981 hatte Malaysia eine sogenannte „Look
East'-Politik propagiert, in deren Rahmen so-
wohl Japan als auch Südkorea bewußt als
Vorbilder der eigenen Entwicklung empfoh-
len wurden. Mit dieser Politik sollte eine Ab-
kehr vom Beispiel der westeuropäischen In-
dustriestaaten einhergehen, denen ein zuneh-
mender Verlust an wirtschaftlicher Dynamik
und Arbeitsethik unterstellt wird. Ferner
wird Japan im Gegensatz zu Westeuropa und
Nordamerika von den politisch-wirtschaftli-
chen Eliten der ASEAN-Staaten als ein Land
betrachtet, das ein deutlich positives Ver-
ständnis staatlicher Wirtschaftstätigkeit auf-

weist — eine Tatsache, die der stark nationa-
listischen Weitsicht der Führungsgruppen in
den ASEAN-Staaten entgegenkommt. Die ja-
panische Wirtschaft wird als Bestandteil ei-
nes Gesamtsystems gesehen, das „strukturell,
politisch und kulturell“ begründet ist „Dieses
Ineinandergreifen von Kräften verschiedenen
Ursprungs ist ausschlaggebend für das Entste-
hen eines informellen, unsichtbaren und ver-
deckten .integrierten nationalen Systems' ge-
wesen ... Die formalen und informellen Ver-
bindungen, die zwischen der Geschäftswelt,
der Politik, der Regierung und der bürokrati-
schen Elite bestehen, haben immer für eine
Atmosphäre gesorgt, in der die Regierung die
Funktion des Initiators, Innovators und Un-
terstützers gemeinsam mit der Geschäftswelt,
der Industrie und dem Bankensektör aus-
übt ... Dabei haben sich auch ein Sinn natio-
naler Mission und eine Art,Imperialmentali-
tät' entwickelt, die entweder bewußt oder un-
bewußt die Spitzenführung der Wirtschaft
und ihrer Manager beeinflußt haben.“2)
Es ist in diesem Zusammenhang wichtig,
daran zu erinnern, daß in Asien das Zeitalter
des Nationalismus historisch gesehen gerade
erst begonnen hat. Dies gilt für die ASEAN-
Staaten, insbesondere für Indonesien, ebenso
wie für China, Vietnam und andere. Vor die-
sem Hintergrund müssen auch die Grenzen
gesehen werden, die die ASEAN-Staaten ih-
rer eigenen grundlegenden Außenorientie-
rung und internationalen Kooperationsbereit-
schaft setzen.
Dies zeigt sich zum einen in der Skepsis und
Reserviertheit der ASEAN gegenüber Vor-
stellungen einer großen gesamtpazifischen
Kooperationssphäre. Angesichts der unter-
schiedlichen Interessenkonstellationen der
USA, Japans und anderer pazifischer Akteure
sieht man wenig Aussichten für die Verwirk-
lichung grundlegender eigener Vorstellungen
und rechnet mit günstigeren Ergebnissen in
bilateralen Verhandlungsformen. Außerdem
wird befürchtet, daß der mühsame Prozeß der
wirtschaftlichen Inner-ASEAN-Integration
durch das Aufgehen in einer übergeordneten
Organisation verzögert werden könnte.
Zum anderen zeigen sich die Grenzen zwi-
schenstaatlicher Kooperationsbereitschaft
auch untereinander, eine Tatsache, die bereits
mit der Formel beschrieben wurde, daß die
Erfolge der ASEAN trotz des formal wirt-



schaftlichen Gründungszweckes vorrangig
auf politischem Gebiet liegen. Im wirtschaftli-
chen Bereich sind Positionen gemeinsamen
Verhandelns und Agierens bisher hauptsäch-
lich gegenüber der Außenwelt verwirklicht
worden, d. h. auf der Grundlage gemeinsamer
Interessen. Im Mittelpunkt standen dabei vor
allem gemeinsames Auftreten zur Verbesse-
rung des Zugangs zu den westlichen Märkten
für die eigene Rohstoff- und Fertigwarenpro-
duktion sowie die Zusammenarbeit bei der
Lösung von internationalen Handels- und
Wirtschaftsproblemen, die alle ASEAN-Staa-
ten gleichermaßen betreffen.

Gemeinschaftsintern ist man bisher nicht
über Kooperations- und Integrationsansätze
hinausgekommen, die vom Diktat des natio-
nalen Vorteils unberührt bleiben. Vor allem
auf dem wichtigen Gebiet des ASEAN-inter-
nen Handels sind Freihandelstendenzen bis-
her nur in wenig lebenswichtigen Randberei-
chen realisiert worden. Grundsätzlich existie-
ren innerhalb der ASEAN trotz aller politi-
schen Gemeinschaftsrhetorik und -bemühun-
gen immer noch sechs abgegrenzte Volks-
wirtschaften und quasi-nationale Märkte, die
alle einen unterschiedlichen Grad internatio-
naler Offenheit aufweisen. Die Überwindung

dieser gemeinschaftsinternen Schranken wird
ein langfristiger, keineswegs geradliniger Pro-
zeß sein.
Ein dritter Aspekt, an dem sich die Grenzen
der Außenorientierung der ASEAN-Staaten
verdeutlichen lassen, ist die „restriktionspoli-
tische" Grundhaltung der jeweiligen nationa-
len Führungen. Mit Ausnahme Singapurs
werden Restriktionsinstrumente wie teil-
weise Importbeschränkung, nationales
Schiffstransportgebot, binnenwirtschaftliches
Vertriebsmonopol, Exportbeschränkung für
nichtverarbeitete Rohstoffe usw. je nach
volkswirtschaftlicher Lage phasenweise oder
dauerhaft gehandhabt. Auch die Investitions-
förderungspolitik weist — wiederum mit Aus-
nahme Singapurs — deutliche nationale Züge
auf. Auch hier geht es den ASEAN-Führun-
gen nicht um eine prinzipielle Integration ih-
rer Länder in die Weltwirtschaft, sondern
vielmehr um eine politisch begrenzte Nut-
zung internationaler Ressourcen zum Vorteil
der nationalen Entwicklung. Ausländische In-
vestoren werden in der Regel nur in jenen
Teilbereichen der Wirtschaft zugelassen, in
denen die einheimische Produktion sichtbar
hinter dem Bedarf zurückbleibt. Eine Aus-
nahme bildet aus verständlichen Gründen die
reine Exportproduktion.

II. Länderporträts: Grenzen der Kooperationsmöglichkeiten

«Im zwischenstaatlichen Vergleich steht auf
der einen Seite der Stadtstaat Singapur mit
einem Pro-Kopf-BSP von rund 5 500 US-Dol-
lar (1983). Mit dieser Größenordnung hat Sin-
gapur praktisch einen Industrielandstatus er-
reicht. Es fällt schwer, die Stadt von ihrer
wirtschaftlichen Leistungsebene her als ein
Staat unter anderen südostasiatischen Staa-
ten zu betrachten. Vielmehr ist sie wie Hong-
kong ein Wirtschaftszentrum, das sich bei-
nahe als „internationales Arrangement" be-
schreiben ließe. Aus dieser Tatsache ergibt
sich das dauerhafte Problem, innerhalb der
ASEAN nicht als „Nord-Süd-Fremdkörper“
empfunden zu werden. Singapurs ASEAN-Po-
litik ist verstärkt darauf konzentriert, seine
Unentbehrlichkeit als regionales Verkehrs-,
Industrie-, Handels- und Finanzzentrum zu
verdeutlichen, um einen Ausgleich für die
Rolle als Knotenpunkt der Weltwirtschaft
(„offshore economy") zu schaffen.
Am unteren Ende der ASEAN-Leistungsskala
liegt Indonesien. Der Archipelstaat, dem auf-

grund seiner Bevölkerungsgröße (1983 ca.
155 Millionen) und seines gewaltigen Roh-
stoffpotentials ein „natürliches Übergewicht“
in der Region zufällt, hat erst 1981 die Pro-
Kopf-BSP-Schwelle von 500 US-Dollar über-
schritten und ist damit aus dem Bereich der
untersten Entwicklungskategorie zu den so-
genannten Entwicklungswirtschaften mittle-
ren Einkommens aufgestiegen. 1983 lag das
Pro-Kopf-Einkommen bereits bei gut 620 US-
Dollar. Indonesien bildet nicht nur von der
Einkommenshöhe her im Spannungsverhält-
nis der ASEAN den Gegenpol zu Singapur.
Auch sein allgemeiner politisch-wirtschaftli-
cher Entwicklungsausblick hebt sich am deut-
lichsten ab. Während Singapur unter allen
ASEAN-Staaten seinen Entwicklungsbedürf-
nissen gemäß das Höchstmaß an internationa-
ler Offenheit aufweist, wird Indonesien häufig
als „inward-looking giant" bezeichnet.
Dieses „Nach-innen-Sehen" umschreibt zutref-
fend das wirtschaftsgeschichtliche Erbe Indo-
nesiens. Dort wurde die Entwicklung der Ver-



gangenheit nicht in erster Linie durch äußere
Wachstumseinflüsse und -grenzen, d. h. durch
mangelnde materielle Voraussetzungen be-
einträchtigt, sondern vorrangig durch wenig
geeignete Entwicklungsstrategien. Der Primat
der „Politik" und das hohe Maß an internatio-
nalem Prestigebedürfnis führten vor allem
während der Sukarno-Ära bis Mitte der sech-
ziger Jahre zu beachtlichen Fehlanpassungen
an die gegebenen Rahmenbedingungen. In ei-
ner langfristigen OECD-Studie hieß es dazu:
„Insgesamt ist Indonesien ein Beispiel eines
Landes, in dem das Risiko besteht, daß Pro-
bleme der Armut trotz beachtlicher Naturres-
sourcen und verhältnismäßig schnellen
Wachstums andauern, falls die Entwicklungs-
strategie, die verfolgt wird, nicht eine bessere
Nutzung der Ressourcen gestattet und zu ei-
ner besseren Einkommensverteilung führt.
Indonesien ist das perfekte Beispiel eines
Entwicklungslandes, dessen Zukunft von den
Strategien abhängt, die es übernimmt"3)
Die Gründe, die zu dieser wenig optimisti-
schen Einschätzung der langfristigen Zu-
kunftschancen Indonesiens geführt hatten,
sind gegenwärtig nicht mehr bzw. nicht mehr
im gleichen Ausmaß wirksam, wie noch vor
zehn Jahren. Unter Führung des Präsidenten
Suharto, dessen Regime sich bereits in seiner
Selbstbezeichnung „Neue Ordnung" von der
Vergangenheit abzuheben bemüht, hat sich
allmählich eine Reorientierung der Entwick-
lungspolitik ergeben, die den Wachstumspro-
zeß widerspruchsfreier den Zwängen der na-
tionalen Entwicklung angeglichen hat. Den-
noch sind weiterhin ausgeprägte Tendenzen
zur Importsubstitutionsstrategie wirksam. Da-
bei handelt es sich vor allem um eine Be-
schränkung des Imports von Konsumgütern
— eine Politik, die zwangsläufig zu erhöhten
Importen von Investitionsgütern führt, um die
benötigten Konsumgüter innerhalb des Lan-
des produzieren zu können.
Theoretisch spricht wenig gegen die Gang-
barkeit eines solchen Weges. In der Praxis
jedoch existiert bisher kein einziger „modell-
hafter" Erfolgsfall. Die gegenwärtig erfolgrei-
chen Schwellenländer haben alle eine export-
orientierte Entwicklungsstrategie verfolgt.
Dieser innere Zusammenhang scheint auch
im Falle Indonesiens angezeigt zu sein. Das
Land erreichte sein hohes Realwachstum von
jährlich 7,8% (1970/81) erst zu dem Zeitpunkt,
da es verstärkt exportorientierte Elemente in
seine Entwicklungsstrategie einbaute. Trotz

3) Siehe

dieses neuen „Realitätssinns“ der indonesi-
schen Führung bleibt die „Oszilation" der Ent-
wicklungspolitik zwischen den beiden Polen
„außenwirtschaftliche Öffnung" und „Import-
beschränkung" typisch für das Land.
Dem indonesischen Entwicklungsverständnis
am nächsten kommen die Philippinen. In ver-
einfachter Form läßt sich die philippinische
Volkswirtschaft dadurch kennzeichnen, daß
sie in einem Zwischenstadium gleichzeitiger
Exportorientierung und Importsubstitution
„gefangen" ist. In ihr machen sich jene macht-
und interessenpolitischen Widerstände be-
sonders deutlich bemerkbar, die bei längerem
Vorherrschen des Importsubstitutionsden-
kens gegen grundlegende Veränderungen der
Entwicklungspolitik regelmäßig auftreten. Es
zeigt sich ein Trend zur „Selbstverewigung",
da die nationale Führung angesichts der star-
ken- wirtschaftlichen Schutzinteressen nur
unzureichend zur Durchsetzung einer allge-
meinen außenwirtschaftlichen Öffnung befä-
higt ist. Es ist nicht zuletzt diese Tatsache, die
zu der verzögerten wirtschaftlichen Entwick-
lung der Philippinen und zu der hieraus resul-
tierenden Verschuldungskrise geführt hat. Da
die philippinische Volkswirtschaft trotz der
leistungseinschränkenden Konstellationen
bis 1983 ein Pro-Kopf-BSP von rund 750 US-
Dollar erbracht hat, besteht jedoch die Mög-
lichkeit, daß die gegenwärtige Krise überwun-
den wird. Voraussetzung hierfür wäre eine
Bereinigung der allgemeinen politischen Sta-
bilitätskrise.
Malaysia und Thailand nehmen innerhalb der
ASEAN in mehrerer Hinsicht eine Mittelpo-
sition ein. Zum einen bewegen sie sich hin-
sichtlich ihres Maßes an internationaler Of-
fenheit und Marktbeschränkung etwa in der
Mitte zwischen den Konzepten Singapurs und
Indonesiens, obgleich Malaysia in jüngster
Zeit eine leichte Zunahme der Restriktions-
komponente verzeichnet. Für Thailand zeigt
der Trend eher in die umgekehrte Richtung.
Diese Tatsache ist insbesondere darauf zu-
rückzuführen, daß Thailand als ein relativ res-
sourcenarmes Land seine Entwicklung ver-
stärkt auf die internationale Exportfähigkeit
konzentrieren muß, um seinen Importbedarf
.decken zu können. Malaysia hingegen ist von
seiner nationalen Rohstofflage her günstiger
gestellt. Es fällt der Führung daher leichter,
politisch-soziale Spannungen durch Zuge-
ständnisse in der Wirtschaft zu dämpfen,
selbst wenn letztere die gesamtwirtschaftli-
che Leistungssteigerung verzögern. Dies gilt
um so mehr, als Malaysia 1983 ein Pro-Kopf-



BSP von rund 1 900 US-Dollar erreichte. Es
steht daher eher in einer Reihe von Ländern
wie Südkorea und Taiwan als mit seinem
ASEAN-Nachbam Thailand, dessen Pro-Kopf-
Einkommen noch unterhalb von 800 US-Dol-
lar liegt

Brunei, der sechste und jüngste ASEAN-Staat,
kann aus dieser wirtschaftlichen Betrachtung
herausfallen. Je Kopf seiner kleinen Bevölke-

rung von rund 200 000 Einwohnern verzeich-
nen die internationalen Statistiken ein BSP
von gut 20 000 US-Dollar. Das „Geheimnis"
dieses Reichtums liegt in Bruneis Rolle als
südostasiatisches Kuweit. Politisch ein Sulta-
nat, ist Brunei wirtschaftlich wenig mehr als
eine erweiterte „Ölförderanlage“. Der Beitritt
des Landes zur ASEAN ist in erster Linie
durch sicherheitspolitische Motive begrün-
det.



Angesichts der unterschiedlichen Ausgangs-
positionen der einzelnen ASEAN-Staaten
wird verständlich, weshalb die Gemeinschaft
bisher nur geringe konkrete Fortschritte zu
einer internen Verflechtung gemacht hat
Selbst die Europäische Gemeinschaft, die auf
der Stufe verhältnismäßig hochentwickelter
Industrie- und Tertiärsektorwirtschaften so-
wie relativ ausgeglichener Einkommensstan-
dards den Zusammenschluß zu einer Wirt-
schafts- und Handelseinheit anstrebt, bietet
immer wieder Beispiele für die Mühseligkeit
eines solchen Prozesses. Für die Entwick-
lungsländergemeinschaft der ASEAN sind
die Hindernisse ungleich größer, weil sich die
einzelnen Volkswirtschaften bisher wenig
komplementär, d. h. einander ergänzend ent-
wickelt haben. Vielmehr herrscht angesichts
ähnlicher Produktions- und Entwicklungs-
strukturen eine Parallel- und Konkurrenzsi-
tuation vor. Zusammenarbeit muß sich daher
zuerst in den neu zu entwickelnden Wirt-
schaftsbereichen ergeben, nicht jedoch in den
bereits bestehenden.

Die relativ geringe Verflechtung der ASEAN-
Länder untereinander läßt sich u. a. an einem
Vergleich des Gesamtaußenhandels der Ein-
zelländer und der Anteile nach Regionalge-
sichtspunkten ablesen. Insgesamt beläuft sich
der ASEAN-Anteil am Außenhandel der
ASEAN-Länder nur auf knapp 17 %. Eine ähn-
liche Größenordnung hatte er bereits im
Jahre 1968, d. h. im ersten Jahr der ASEAN zu
verzeichnen. Unter Ausschluß des Singapur-
Handels nimmt der ASEAN-Anteil am Han-
del der ASEAN-Länder insgesamt nur 11 %
ein und ist damit leicht rückläufig. Demge-
genüber beträgt z. B. der Anteil Japans am
Handel dieser Länder rund 25 %, der der USA
20% und der der EG 14 %. Das bedeutet, daß
der Regionalhandel der ASEAN-Länder allen-
falls eine von vier Handelssäulen darstellt.
Die Realität ist also noch nicht von wirt-
schaftlicher Integration, sondern von ver-
schiedenen Ebenen wirtschaftlicher Aus-
tauschintensität bestimmt.

Tabelle 2: ASEAN-Anteil am Außenhandel
der ASEAN-Länder 19804)

Im Kernbereich dieser Entwicklung zeichnet
Sich eine Achse Singapur-Malaysia ab. Eine
sekundäre Intensitätsebene läßt sich zwi-
schen Thailand, Indonesien und Malaysia
feststellen. Die Philippinen nehmen regional-
wirtschaftlich eine Außenseiterposition ein.
Insbesondere Singapur hebt sich, wie bereits
erwähnt, vom Rest der Region ab, da es auf
mehreren Ebenen agiert. Es dürfte aufgrund
seiner Funktion als internationales Wirt-
schaftszentrum am ehesten gegen regional
exklusive Entwicklungskonzepte eingestellt
sein. D. h., auch in Zukunft darf die Gemein-
schaft nicht mit überzogenen Integrations-
programmen belastet werden, wenn sie Be-
stand haben soll. Ihr bisheriger Erfolg, der sie
von allen anderen regionalen Gemeinschafts-
gründungen der Dritten Welt positiv abhebt,
beruht auf einer pragmatischen Linie, die sich
bisher vor allem mit der Schaffung ausrei-
chender stabilitäts- und sicherheitspolitischer
Rahmenbedingungen begnügt, ohne die wirt-
schaftlichen Integrationshindernisse zu ver-
harmlosen oder zu leugnen.



III. Entwicklung im Widerspruch -

1. Nationale Integration, politisch-religiöse
Divergenz und Anspruch der Eliten

Die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen
scheint für die weitere Entwicklung der
ASEAN-Länder unerläßlich, weil die einzel-
nen Staaten zum Teil trotz und zu einem an-
deren Teil gerade wegen ihrer schnellen wirt-
schaftlichen Entwicklung vor einigen grund-
legenden „Problemhürden“ stehen, die sich in
Zukunft noch erhöhen können. Alle ASEAN-
Länder haben bisher auf diese Problemberei-
che mit einer zunehmenden politischen Beto-
nung der „inneren Ordnung und Stabilität“
reagiert. Von ihrer internen Verfassung her
lassen sie sich mit unterschiedlichem Grad
als halbautoritär kennzeichnen. Selbst Malay-
sia, das bisher dem Ideal einer demokrati-
schen Gesellschaftsordnung am nächsten
kam, ist in letzter Zeit nicht von repressions-
politischen Tendenzen freigeblieben. Die
Bruchlinien und latenten wie sichtbaren
Spannungen, die die einzelnen Staaten und
Gesellschaften durchziehen, sind unter-
schiedlicher, oft sich gegenseitig verstärken-
der Natur.
Vor allem folgende Hauptengpässe bzw. Pro-
blembereiche sind zu konstatieren:
a) Nationale Integrations- und Minderheiten-
problematik, die oft durch regionalwirtschaft-
liche Gefälle zu separatistischen Bewegungen
verschärft wird;
b) ideologisch-politische und politisch-reli-
giöse Herrschaftskonkurrenz;
c) eliteninterne Widersprüche („soft state-
Phänomen");
d) der allgemeine Grundwiderspruch zwi-
schen einer auf absehbare Zeit nur bedingt
erweiterbaren Wirtschafts- und Ressourcen-
basis einerseits und ständig wachsenden Be-
völkerungen andererseits.
Durch diesen Grundwiderspruch wird nicht
nur das allgemeine „Dualismusphänomen" ei-
ner Spaltung zwischen modernstädtischer
Wirtschaft und dem ländlichen Wirtschafts-
raum vertieft. Aus ihm ergeben sich auch be-
sondere versorgungs-, beschäftigungs- und
energiepolitische Probleme.
Die nationalstaatliche Existenz der einzelnen
ASEAN-Länder, das sogenannte nation buil-
ding, ist in verschiedener Hinsicht belastet.
Zum einen beruht die heutige Grenzziehung
auf kolonialen Abgrenzungen, die über ethni-

• Last der „Gefälle"

sehe Großsiedlungsgebiete hinweg gehen.
Zum anderen ist während der Kolonialzeit
ein systematischer „Bevölkerungsimport" aus
China und Indien betrieben worden.
In Singapur stellt die chinesische Bevölke-
rung heute einen Anteil von rund drei Viertel
der Gesamtbevölkerung. In Malaysia macht
sie rund ein Drittel aus und ist damit nur
geringfügig schwächer als die malaysische
Hauptbevölkerung. Der dritte große Bevölke-
rungsteil ist indischer Herkunft, während sich
die vierte Teilbevölkerung, die sogenannte
Eingeborenenbevölkerung, weitgehend auf
die ostmalaysischen Bundesstaaten im Nor-
den der Insel Kalimantan (Borneo) konzen-
triert. In Indonesien und auf den Philippinen
stellt die Bevölkerung chinesischen Ur-
sprungs zahlenmäßig nur einen geringen An-
teil. Wegen des in ihrer Hand konzentrierten
Wirtschaftspotentials existiert jedoch auch
dort ein mehr oder weniger dauerhaftes Span-
nungsverhältnis. Die Staatsgrenzen Thailands
sind zwar vorkolonialer Art, dennoch weist
auch die thailändische Gesellschaft Minder-
heitenprobleme auf. Während die Auslands-
chinesen weitgehend integriert zu sein schei-
nen, ergeben sich vor allem im Süden und
Nordosten des Landes Spannungen. Dort sie-
deln Bevölkerungsgruppen, die sich in ihrem
eigenen Bewußtsein von der Thai-Mehrheits-
bevölkerung abheben.

Ethnische Unterschiede allein müssen zwar
keineswegs destabilisierend wirken, sie kön-
nen jedoch schwierige Situationen in einem
unkontrollierbaren Ausmaß verschärfen,
wenn sich andere Spannungsmomente über-
lagern. Streng genommen ist der ethnische
Widerspruch in einem solchen Fall zwar nicht
der Konfliktauslöser, aber ohne seine Exi-
stenz würde der Konflikt im Bewußtsein aller
Betroffenen nicht den gleichen Stellenwert
einnehmen. In diesem Sinn darf bei allen
ASEAN-Ländern von der Existenz bzw. Ge-
fahr ethnischer Konflikte gesprochen wer-
den.
In Singapur sind die ethnischen Spannungen,
die dem Stadtstaat noch während der späten
sechziger Jahre zu schaffen machten, durch
wirtschaftliches Wachstum und breitgefä-
cherte sozialpolitische Leistungen von der
Oberfläche verdrängt worden, wirklich über-
wunden scheinen sie jedoch nicht. Darauf
deutet auch die forcierte Politik zur Schaffung
einer „Kunstnation" Singapur hin, die sich aus



einer gemeinsamen wirtschaftlichen Lei-
stungsideologie rechtfertigen soll. Dem steht
zumindest in großen Teilen der malayischen
Bevölkerung ein konkurrierender Bewußt-
seinsanspruch des Islam entgegen. Historisch
gesehen hatte die vorübergehende Födera-
tion zwischen dem heutigen Malaysia und
Singapur während der frühen sechziger Jahre
in der malaiisch-islamischen Bevölkerung
Singapurs „große Erwartungen" geweckt. Da-
mals war der Islam als Staatsreligion ebenso
wie Malaiisch als Nationalsprache für die ge-
samte Föderation akzeptiert worden. Erst
nach der Auflösung des Staatenbundes hatte
sich die Regierung Singapurs in eine Position
zurückgezogen, die die malaiisch-islamische
Minderheitsbevölkerung nur in streng „pri-
vatreligiösen" Angelegenheiten stützt. Bemer-
kenswert an der besonderen Entwicklung
Singapurs ist, daß nicht zunehmende Verar-
mung und/oder eine sogenannte Marginali-
sierung für die Rückbesinnung auf islamische
Werte maßgeblich erscheinen. Vielmehr sind
offensichtlich psychologische Faktoren für
die Herausbildung einer neuen malaiischen
Aufsteigerschicht sogenannter Islamo-Tech-
nokraten entscheidend. Wenn man diese Ent-
wicklung abstrahieren kann, dann deutet das
Beispiel Singapur an, daß der Überwindung
von gesellschaftlichen Konflikten und Span-
nungen im Modernisierungsprozeß durch
rein sozialpolitische, technisch-wohlfahrtsge-
richtete Ansätze engere Grenzen gezogen
sind, als man bisher vermutet hat. Dennoch
ergibt sich das wirkliche ethnische „Risiko"
Singapurs nicht so sehr.aus seiner inneren
Verfaßtheit, sondern in erster Linie aus der
Tatsache, daß der Stadtstaat ständig mit dem
Mißtrauen der großen malaiischen Nachbar-
staaten Indonesien und Malaysia rechnen
muß, er sei letzten Endes doch nur ein „chine-
sischer Brückenkopf" inmitten der malai-
ischen Welt. Die malaiische Minderheitsbe-
völkerung innerhalb der Stadt ist jenseits der
Grenzen die Mehrheitsbevölkerung.

In Malaysia sind die ethnischen Spannungen
wesentlich stärker ausgeprägt als in Singapur.
Dort bestimmt die latente Rivalität zwischen
den Teilbevölkerungen, offiziell „communi-
ties" genannt, das gesamte politische System.
Insbesondere die malaiische und chinesische
„Community“ treten nach wie vor als verhält-
nismäßig geschlossene Gemeinschaften auf,
die sich nicht nur durch ihr geschichtliches
Bewußtsein voneinander unterscheiden, son-
dern auch in der Gegenwart unterschiedliche
Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesell-

schaft kontrollieren. So lebt die Mehrheit der
malaiischen Bevölkerung immer noch in länd-
lichen Regionen, die zum großen Teil für Chi-
nesen gesperrt sind („Reserved Areas”). Dem-
gegenüber ist der malaiische Anteil an der
modernen Wirtschaftsführung des Landes
und an qualifizierten Fachkräften weiterhin
niedrig. Sie stellen zumeist die industriellen
Massenarbeitskräfte. Andererseits beherr-
schen die Malaien den „Staat", insbesondere
die Sicherheitskräfte und das Militär.

Die Bemühungen um eine Überwindung des
interkommunalen Spannungszustandes haben
seit der großen „Rassenexplosion" 1969 zwar
gewisse Erfolge gezeigt, vor allem die be-
schleunigte wirtschaftliche Entwicklung hat
hierzu ihren Beitrag geleistet, aber eine end-
gültige Entschärfung wird durch die andau-
ernde Existenz zweier in sich widersprüchli-
cher Linien verhindert.

Zum einen ist das gesamte Regierungssystem
durch eine nationale Einheitskoalition malay-
isch-chinesisch-indischer Kommunalparteien
gestaltet. Die Politik der Einheitskoalition ist
langfristig darauf angelegt, im Rahmen der so-
genannten New Economic Policy den beste-
henden Zustand der „Identität der Rasse und
der wirtschaftlichen Tätigkeit" durch gezielte
entwicklungspolitische Programme aufzuhe-
ben. Diese „Korrekturpolitik" zugunsten der
malayischen Bevölkerung wurde darüber hin-
aus auch verfassungsmäßig durch den „Sedi-
tions Act" von 1970 verankert. Vereinfacht ge-
sagt unterbindet dieses Gesetz die öffentliche
Diskussion aller ethnisch brisanten Probleme,
um eine provokative „Wiedererhitzung" der
Gegensätze zu verhindern. Kennzeichen der
New Economic Policy ist letzten Endes der
Versuch, den sphmalen Grat zwischen den
wirtschaftlichen Anforderungen der nationa-
len Entwicklung und einer pro-malaiischen
Umverteilung zu gehen, die zur Erhaltung der
staatlich-gesellschaftlichen Existenz notwen-
dig erscheint.
Dieser Linie des Ausgleichs läuft jedoch eine
zweite der „Malaysierung" des Staates zuwi-
der. Insbesondere außerhalb der Einheitsko-
alition fordern oppositionelle Strömungen
eine verschärfte Durchsetzung der in der Ver-
fassung verankerten Sonderstellung und Pri-
vilegien der malaiischen Bevölkerung. Hier
geht es vor allem um den Islam als Staatsreli-
gion und die malaiische Sprache als Staats-
sprache. In diesem Zusammenhang sind in
Malaysia deutliche Tendenzen zu einer ähnli-
chen Kombination von „linkem Nationalis-



mus" und orthodoxem islamischen Funda-
mentalismus zu erkennen, wie sie für den
Iran kennzeichnend waren. Es bleibt daher
die Frage, ob die bisher verfolgte New Econo-
mic Policy, die in erster Linie auf eine mate-
rielle Verbesserung des Lebensstandards der
malayischen Bevölkerung ausgerichtet ist,
eine endgültige Antwort auf die Problematik
darstellt. Extreme Entwicklungen wie im Iran
sind nicht wahrscheinlich, aber dennoch ist
der Islam in Malaysia stärker „politisch be-
setzt1' als in anderen südostasiatischen Staa-
ten, d. h. er fördert zwangsläufig den Wider-
spruch zwischen dem notwendigen Ausgleich
der verschiedenen „communities“ und der
Forderung nach einem stetig „islamischeren"
Gemeinwesen. Es besteht die reale Gefahr,
daß als einziger Ausweg aus diesem Wider-
spruch der Rückgriff auf eine verstärkte Rep-
ressionspolitik bleibt. Selbst wenn sich der Is-
lam nicht als ausschließliche Kraft Malaysias
durchsetzen kann, hätte er dann zumindest
entscheidend zur Zersetzung der gegenwärtig
noch existenten politischen Demokratie bei-
getragen.
Im Gegensatz zum islamischen Fundamenta-
lismus stellt der Kommunismus in Malaysia
zur Zeit keine ernsthafte Destabilisierungs-
kraft dar. Auch in der Vergangenheit hatte
die auf die Grenzgebiete des Landes be-
schränkte kommunistische Untergrundbewe-
gung unter der Tatsache gelitten, daß sich
ihre Mitglieder vornehmlich aus dem chinesi-
schen Bevölkerungsteil rekrutierten und da-
her in den ländlich-malaiischen Räumen
kaum Fuß fassen konnten.
Für Indonesien lassen sich ethnisch-kommu-
nale Konflikte im malayischen Sinne nicht
feststellen. Mehr als 90 % der Gesamtbevölke-
rung sind malaiischer Herkunft. Ausgespro-
chene Minderheiten leben nur in entfernten
Grenzregionen des riesigen Inselstaates.
Zwar existiert ein gewisses politisch-wirt-
schaftlich-kulturelles Gefälle zwischen der
Bevölkerung der Hauptinsel Java und den Be-
völkerungen der Außeninseln, aber destabili-
sierende Wirkungen könnten eher von isla-
mischen Strömungen gegenüber dem Säku-
larstaat Indonesien ausgehen.
Garant dieses Säkularstaates und seiner na-
tionalen Einheitsideologie (Pancasila) ist das
Militär, das seine staatlich-politische Herr-
schaft mit der sogenannten Doppelfunktions-
lehre zu legitimieren versucht. Die Streit-
kräfte sind danach sowohl militärischer als
auch allgemein politisch-administrativer Hü-
ter der „nationalen Einheit und Sicherheit".

Sie rechtfertigen diesen Anspruch sowohl mit
ihrer historischen Leistung der erkämpften
nationalen Unabhängigkeit als auch mit der
These, daß sie im Gegensatz zu den politi-
schen Parteien und anderen Gruppierungen
die einzige gesamtnationale, nichtpartikulari-
stische Kraft darstellen. Diese Aussage ent-
spricht nach den Erfahrungen der Vergangen-
heit weitgehend der Realität, wenngleich
auch innerhalb des Militärs begrenzte Gegen-
sätze zwischen der etablierten Generalität
(„Generation von 1945") und dem jüngeren Of-
fizierskorps über die Beurteilung der zukünf-
tigen Entwicklung des Landes erkennbar sind.
Unter den jüngeren Offiziersgenerationen bil-
det sich allmählich ein stärker technokratisch
ausgerichtetes Bewußtsein heraus, das einem
Rückzug des Militärs auf seine eigentlichen
Aufgaben entgegenkommt. Dennoch ist auf
absehbare Zeit nicht mit einer Herrschafts-
übertragung auf zivile Eliten des Landes zu
rechnen.
Bisher ist es der Staats- und Militärführung
gelungen, „politische Ansprüche" des Islam zu
kontrollieren, so daß die Alternative eines „is-
lamischen Staates" Indonesien nicht sehr rea-
listisch erscheint. Zwar bekennen sich rd.
neun Zehntel der indonesischen Bevölkerung
(ca. 130 Mio.) offiziell zum Islam. Indonesien 
ist damit das Land mit der größten islami-
schen Bevölkerung der Welt. Aber die beson-
dere Erscheinungsform des Islams in Indone-
sien — Koexistenz islamischer und vorislami-
scher Lebens- und Verhaltensvorstellungen
der großen Mehrheit der Bevölkerung —
schwächt den islamisch-fundamentalistischen
Ausschließlichkeitsanspruch. Letzterer findet
allenfalls in einigen Teilgebieten des Landes
eine Basis. Musterbeispiele sind u. a. die Re-
gion Aceh im Norden der Insel Sumatra und
die Insel Sulawesi. Die eigentliche Gefahr für
den Einheitsstaat Indonesien liegt also eher
darin, daß islamische Bewegungen einen se-
paratistischen Charakter annehmen könnten.
Im Gegensatz zur Vergangenheit, als die
Kommunistische Partei Indonesiens mit ihren
Massenorganisationen zur großen Gegen-
macht des Militärs aufgestiegen war, stel-
len kommunistische Untergrundströmungen
keine besorgniserregende Gefährdung mehr
dar. Seit Beginn der „Neuen Ordnung", d.h.
seit der systematischen Vernichtung aller
kommunistischen Strukturen 1965—1967, ist
eine nennenswerte Untergrundtätigkeit aus-
geblieben. Ein Wiederaufleben erscheint
höchstens im Falle extremer wirtschaftlicher
Fehlentwicklungen denkbar.



Thailand ist innerhalb der ASEAN der ein-
zige Staat mit einer großen buddhistischen
Mehrheitsbevölkerung. Eine malaiisch-islami-
sche Minderheit konzentriert sich auf die vier
südlichsten Provinzen des Landes. Dort hatte
sich bereits nach dem Zweiten Weltkrieg
eine Unabhängigkeitsbewegung herausgebil-
det, die jedoch unterdrückt werden konnte.
Seit Ende der sechziger Jahre kam es zu einer
Neuorganisation örtlicher Untergrundbewe-
gungen, deren Kampf auf die Errichtung einer
unabhängigen „islamischen Republik Pattani"
abzielt. Zwar sind die Erfolge der islamischen
Guerilla bisher bescheiden geblieben, den-
noch könnte sich der örtliche Konflikt zu ei-
nem Problem größeren Ausmaßes für die
Zentralregierung entwickeln.
Zum einen ist das politische Verhältnis zum
Nachbarn Malaysia zu berücksichtigen. Dort
haben in jüngster Zeit islamisch-fundamenta-
listische Kräfte verstärkten Druck auf die Re-
gierung auszuüben versucht, den „Brüdern"
Unterstützung zu gewähren. Zum anderen be-
steht das latente Risiko einer Zusammenar-
beit zwischen den islamischen Guerillas und
kommunistischen Untergrundkräften, die sich
sowohl auf der thailändischen als auch auf
der malaysischen Seite der Grenze in dieses
Gebiet zurückgezogen haben.
Dennoch liegt die eigentliche Gefahr einer
kommunistischen Untergrundbewegung nicht
im Süden des Landes, sondern im Nordosten,
dem sogenannten Lao-Isan. Dort agierte die
von China und Vietnam unterstützte kommu-
nistische Bewegung bis Mitte der siebziger
Jahre zunehmend erfolgreicher. Sie setzte da-
bei zwei Hebel an. Zum einen besteht die
Bevölkerung vorwiegend aus Thai-Laoten, die
sich von der Thai-Mehrheitsgesellschaft im
Entwicklungsprozeß benachteiligt fühlen.
Zum anderen gilt der Nordosten als Armen-
haus Thailands. Dort leben acht der insgesamt
elf Millionen Thais, deren Existenz unterhalb
der absoluten Armutslinie eingestuft wird5).
Seit 1978/79 hat der kommunistische Wider-
stand im Nordosten deutlich nachgelassen.
Dies ist jedoch nicht so sehr auf Erfolge des
thailändischen Militärs zurückzuführen, als
vielmehr auf die seither herrschende Rivalität
Chinas und Vietnams um Einfluß auf die örtli-
chen Guerillagruppen und auf die von China
erzwungene Unterordnung der thailändi-
schen Kommunisten zugunsten des antiviet-
namesischen Kampfes in Kambodscha. Bei

veränderter außenpolitischer Konstellation
muß daher mit einem starken Wiederanwach-
sen des Konfliktes gerechnet werden.
Eine zweite stabilitätspolitische Schwäche
der Thai-Gesellschaft ist der widersprüchli-
che Willensbildungsprozeß der politischen
Eliten des Landes. Thailand ist wesentlich
stärker als die anderen ASEAN-Staaten von
traditionellen Entscheidungsstrukturen (Cli-
quen-Prinzip mit personenbezogenen Loyali-
tätsmustern) bestimmt. Diese Tatsache hat
bisher die langfristige Verwirklichung ent-
wicklungspolitisch notwendiger Programme
beeinträchtigt. Im Gegensatz zu Indonesien,
dessen Militär insgesamt als verhältnismäßig
geschlossen gelten kann, ist in Thailand auch
die Armee kein einheitlicher Entscheidungs-
träger. Persönliche Abhängigkeiten und Teil-
interessen haben zumindest eine ebenso
große Bedeutung wie ein gemeinsames ord-
nungspolitisches Bewußtsein. In der Vergan-
genheit ist die innere Schwäche der thailändi-
schen Elitegesellschaft durch die grundle-
gende Stabilität der dörflich-bäuerlichen Ge-
sellschaft weitgehend ausgeglichen worden.
Mit zunehmendem Aufbrechen der dörfli-
chen Geschlossenheit und nachlassender Au-
torität des buddhistischen Mönchtums läßt
die Kraft dieses dörflichen „Gegengewichts"
in jüngster Zeit zunehmend nach. Trotzdem
erscheint der Einfluß destabilisierender Fak-
toren auf die thailändische Gesamtentwick-
lung zur Zeit wesentlich geringer, als die in-
ternationale Fachwelt vor zehn Jahren zu 
Ende des Vietnamkriegs befürchtet hatte. Die
heutige thailändische Führung steht in dieser
Hinsicht in einer bewährten historischen Tra-
dition. Sie hat sich die Gunst der außenpoliti-
schen Konstellation zunutze gemacht, um in-
terne Stabilitätsschwächen zu entschärfen.
Die Philippinen bieten zur Zeit das ungün-
stigste Bild unter allen ASEAN-Staaten. Sie
sind das einzige Land, in dem das ernsthafte
Risiko eines Scheiterns des bisherigen Ent-
wicklungsweges besteht. Zum einen ist die
wirtschaftliche Entwicklungskurve, wie be-
reits erwähnt, während der letzten fünf Jahre
negativ verlaufen. Besorgniserregend ist in
dieser Hinsicht nicht so sehr der absolute Ne-
gativstand, sondern vielmehr die ungewöhnli-
che Beschleunigung dieses Trends. Zum an-
deren scheint die Stabilität des politischen
Systems ernsthaft erschüttert. Die Herr-
schaftsstrukturen sind auf die Person des Prä-
sidenten Marcos zugeschnitten, ohne daß an-
gemessene Nachfolgemechanismen erkenn-
bar sind. Gleichzeitig sind die politische



Macht und der Einfluß des Militärs auf die
zivile Entwicklung des Landes seit Beginn der
siebziger Jahre ständig gewachsen.

Wenn trotz dieser Erscheinungen die Auf-
rechterhaltung der Marcos-Ordnung gelun-
gen ist, so ist dies vorrangig darauf zurückzu-
führen, daß die politische Opposition des Lan-
des in sich nicht geschlossen ist, d. h. über
eine bloße Stör- und Demonstrationspolitik
nicht hinausgelangen konnte. Dennoch sind
die militärischen und wirtschaftlichen Kosten
der Aufrechterhaltung der alten Ordnung
ständig gewachsen. Dies ist vor allem auf den
deutlichen Anstieg der kommunistischen Un-
tergrundbewegung und den Widerstand der
islamischen Guerilla im Süden des Landes zu-
rückzuführen. Die Kommunistische Partei der
Philippinen und ihre sogenannte Neue Volks-
armee haben nach offiziellen Angaben wäh-
rend der letzten fünf Jahre insgesamt „dreißig
Fronten" in verschiedenen Regionen der Phi-
lippinen etabliert. Es ist der Partei gelungen,
im Rahmen einer sogenannten Nationalen
Demokratischen Front Teile der zuvor rein
politischen Opposition für einen bewaffneten
Untergrundkampf zu gewinnen, so u. a. sozia-
listische Gruppen, „Christen für die Nationale
Befreiung", Anhänger linker Studentenorgani-
sationen und Gewerkschaftsmitglieder.

Die Hauptkampfkraft hat der kommunisti-
sche Untergrund jedoch aus dem Zulauf ver-
armter Bauern und Landarbeiter gewonnen.
Die Kampfstärke der Neuen Volksarmee wird
in der Zwischenzeit auf 5 000—7 000 Gueril-
las geschätzt. Schwerpunkte des Widerstan-
des liegen im Süden und Norden der Haupt-
insel Luzon, auf Samar und auf Mindanao.
Letztere Region ist insofern von besonderer
Bedeutung, als hier der Widerstand durch
eine begrenzte Zusammenarbeit mit der örtli-
chen islamischen „Befreiungsfront der Moros“
zusätzliche Stärke gewinnt. Die Moro-Bewe-
gung hat ihr Maximalziel auf eine von der
christlichen Mehrheitsbevölkerung der Phi-
lippinen unabhängige islamische Republik
ausgerichtet. Aufgrund der harten „Befrie-
dungspolitik" des Militärs und innerer Rivali-
täten hat sie allerdings während der letzten
Jahre an Kraft verloren.

Zieht man ein Fazit aus den verschiedenen
negativen Entwicklungstendenzen der letzten
Jahre, so bleibt für die Nach-Marcos-Zeit ei-
gentlich nur die Alternative einer Militär-
herrschaft bzw. einer von den Streitkräften
abhängigen Vollzugsgewalt

2. Bevölkerungswachstum —
Im Dilemma der Versorgungs- und
Beschäftigungspolitik

Die ausführliche Aufzählung dieser für die
meisten Entwicklungsländer typischen struk-
turellen Schwächen und Risikomerkmale
kann leicht dazu führen, das Ausmaß der si-
cherheits- und stabilitätspolitischen Gefähr-
dung der ASEAN-Länder zu überschätzen.
Mit der möglichen Ausnahme der Philippinen
scheinen die Probleme kontrollierbar. Zudem
läßt sich seit 1973/75 ein positiver Stabilisie-
rungstrend ausmachen. Kennzeichnend hier-
für ist, daß die ASEAN-Länder seither ein-
deutig eine nationale Stabilitätsstrategie ver-
folgen, die in erster Linie auf wirtschaftlichem
Wachstum (hohe Kapitalbildung) beruht und
nur in zweiter Linie militärischer Natur (rela-
tiv geringe Militärausgaben) ist Angesichts
des starken militärischen Einflusses im Ent-
scheidungsprozeß der meisten ASEAN-Staa-
ten erscheint dieser Vorrang wirtschaftlicher
Erwägungen bemerkenswert.
Der langfristige Erfolg der wirtschaftlichen
Entwicklung der ASEAN-Staaten wird wie in
den meisten Entwicklungsländern maßgeb-
lich von der Bewältigung der Bevölkerungs-
problematik und Eingrenzung des Bevölke-
rungswachstums abhängen. Es ist damit zu
rechnen, daß die Gesamtbevölkerung der
ASEAN von gegenwärtig rd. 250 Mio. bis zum
Ende des Jahrhunderts auf knapp 400 Mio.
steigt. Allein Indonesien dürfte einen Zu-
wachs von rd. 70 Mio. auf 210—220 Mio. Ein-
wohner erleben. Diese Entwicklung wäre um
so bedenklicher, als bereits gegenwärtig in In-
donesien 80—90 Mio. Menschen unterhalb
des Grundbedarfsmihimums leben. In Thai-
land sind es, wie bereits erwähnt, rd. 11 Mio,
und auf den Philippinen ergibt sich eine ähn-
liche Größenordnung. Singapur, Brunei und
Malaysia sind von statistisch signifikanten
„Armutserscheinungen" frei.
Zu Beginn der siebziger Jahre setzte die FAO,
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der UNO, für die Bevölkerung von Ent-
wicklungsländern einen durchschnittlichen
Mindestbedarf an Nahrungsenergie von 2 300
Kalorien pro Kopf an. Für die ASEAN-Länder
ergaben sich zum gleichen Zeitpunkt fol-
gende tatsächliche Werte: Singapur 2 787 kaL
Malaysia 2 471 kal., Thailand 2 297 kaL, Indo-
nesien 2 028 kal, Philippinen 1 927 kal.6) In



der Zwischenzeit hat sich die Versorgungssi-
tuation in Indonesien und auf den Philippinen
trotz des anhaltenden Bevölkerungswachs-
tums leicht entspannt.

Andererseits sind Berichte, nach denen die
Philippinen neben Thailand zum zweiten gro-
ßen Reis-Exporteur der ASEAN aufgestiegen
sind und die ASEAN insgesamt seit Jahren
eine Netto-Export-Region an Nahrungsmit-
teln bildet, insofern irreführend, als sich aus
dieser Tatsache keineswegs eine grundle-
gende Lösung der Versorgungsproblematik
ablesen läßt Vielmehr ist der Nahrungsmit-
telexport zu einem beachtlichen Teil auf die
mangelnde Kaufkraft örtlicher Verbraucher
zurückzuführen. Der einzig sichere Maßstab
für eine allgemein ausreichende Nahrungs-
mittelversorgung wäre, wenn sich kein auto-
matischer Parallelanstieg von Einkommen
und Grundnahrungsmittelverbrauch mehr
verzeichnen ließe. Dieser Zustand ist bisher
nur in Singapur, Brunei und Malaysia erreicht
worden.

Ohne eine zumindest langfristig wirksame
Familienkontrollprogrammatik scheint das
Versorgungsproblem der bevölkerungsrei-
chen ASEAN-Staaten auch bei günstiger
landwirtschaftlicher Entwicklung nur be-
grenzt lösbar. Selbst wenn nur das gegenwär-
tige Grundversorgungsniveau pro Kopf der
wachsenden Bevölkerung stabilisiert werden
soll, hätte dies einen beschleunigten Abfluß
von knappen Ressourcen aus den Modernisie-
rungsbereichen der Wirtschaft in den ländli-
chen Sektor zur Folge. Die Aussichten für In-
donesien, Thailand und die Philippinen,
Schwellen- oder Industrielandstatus zu errei-
chen, wären damit in eine unabsehbare Zu-
kunft hinausgeschoben.

Das hohe Bevölkerungswachstum in den
ASEAN-Staaten, das mit Ausnahme Singa-
purs (1,2%) überall zwischen 2,0% und 2,8%
liegt, stellt nicht nur aus versorgungspoliti-
scher Sicht eine Belastung dar. Es trägt dar-
über hinaus wesentlich zu dem beschäfti-
gungs- und wirtschaftspolitischen Wider-
spruch bei, der mit dem für Entwicklungslän-
der bekannten Gefälle zwischen städtisch-in-
dustriellen „Modernisierungsinseln" und der
Rückständigkeit des ländlichen Hinterlandes
eng verbunden ist. Stichwortartig läßt sich
dieser Widerspruch wie folgt darstellen:
Rückständigkeit der Landwirtschaft gleich
Versorgungskrise, Versorgungskrise gleich
Zwang zur Modernisierung der Landwirt-
schaft, Modernisierung der Landwirtschaft

gleich Freisetzung und Abwanderung der
ständig wachsenden Landbevölkerung, Ab-
wanderung der Landbevölkerung gleich Ver-
schärfung der Beschäftigungsproblematik im
städtisch-industriellen Bereich, Ressourcen-
konzentration im industriellen Bereich gleich
Ressourcenmangel in der Landwirtschaft,
Ressourcenmangel in der Landwirtschaft
gleich Rückständigkeit.
Von diesem Teufelskreis sind vor allem die
großen Flächenstaaten Indonesien, Thailand
und die Philippinen betroffen. Die Sozial- und
Eigentumsstrukturen wirken sich auf diesen
Sachverhalt (häufigen Erklärungsversuchen
zum Trotz) allenfalls verschärfend aus. Sie
sind jedoch nicht die Ursache. Das „Stecken-
bleiben“ der Landreformen in den ASEAN-
Ländern hat sicherlich zur Erhöhung des
ländlichen Spannungspotentials beigetragen.
Eine dauerhafte Lösung des Problems selbst
hätten Reformerfolge nicht bewirken können,
wie das Beispiel anderer Entwicklungsländer
mit kollektivwirtschaftlichen Eigentums- und
Produktionsstrukturen zeigt. Ein grundlegen-
der Ausweg zeigt sich nur in der gleichzeiti-
gen Begrenzung des Bevölkerungswachstums
bei beschäftigungsintensiver Industrieent-
wicklung. In beschäftigungspolitischer Hin-
sicht sind die Erfolge der ASEAN-Länder
während des letzten Jahrzehnts für die ge-
samte Dritte Welt beispielhaft Ob die Füh-
rungen mit den seit einigen Jahren eingelei-
teten Familienplanungsprogrammen ähnliche
Erfolge erzielen, bleibt abzuwarten.

3. Energiebasis als Prüfstein der ASEAN-
Zukunft?

Ein letzter potentieller Problembereich
grundlegender Art, mit dem sich die ASEAN-
Staaten einzeln und als Gemeinschaft in Zu-
kunft verschärft konfrontiert sehen könnten,
ist die Frage der Energieproduktion, -Versor-
gung und -Verteilung. Zwar verfügt die Ge-
meinschaft insgesamt über Energieressour-
cen, die ein Hochwachstum langfristig ge-
währleisten können, aber die geographische
Verteilung dieser Ressourcen ist ausgespro-
chen ungleich. Während Indonesien und Ma-
laysia in wachsendem Maß zu Energieexpor-
teuren (Erdöl/Erdgas) geworden sind, sind
Singapur, Thailand und auch die Philippinen
trotz einiger Erfolge in der Offshore-Explora-
tion extrem importabhängig. Soll die Gemein-
schaft also ein auch nur annähernd abge-
stimmtes Wirtschaftswachstum aufrechter-
halten, sind in Zukunft ASEAN-interne ener-



giepolitische Arrangements und Lieferverein-
barungen unumgänglich. Trotz grundsätzli-
cher Einsicht in die Notwendigkeit solcher
Mechanismen ist es bisher noch zu keiner
einheitlichen Energiepolitik gekommen.
Wenn, wie oben behauptet, der bisherige Er-
folg der ASEAN vor allem in der Errichtung
eines günstigen sicherheits- und stabilitätspo-
litischen Rahmens für die Entwicklung der
Mitgliedsländer gelegen hat, so wird hier
auch die zukünftige Bewährungsprobe liegen.
Angesichts zunehmender Energieverknap-
pung und Wachstumsbelastung gewinnen die
ressourcenmäßig bisher nicht oder nur an-
satzweise erschlossenen maritimen Zonen
Südostasiens zunehmend an Bedeutung.
In erster Linie geht es um das Südchinesische
Meer, insbesondere seine Schelfzonen. Auf-
grund unterschiedlicher Forderungen, An-
sprüche und Absichtserklärungen zur Auftei-
lung der Seefläche in exklusive nationale
Wirtschaftszonen stellt heute paradoxerweise
die See und nicht der Landgrenzenbereich

das größte Konfliktpotential in Südostasien
dar. Innerhalb der ASEAN haben sich Malay-
sia und Indonesien (1968) und auch Thailand
(1972) vertraglich über die Aufteilung der je-
weiligen Schelfgebiete und Ressourcenregi-
mes geeinigt. Anders hingegen sieht die Si-
tuation zwischen Thailand und den indochi-
nesischen Staaten Vietnam und Kambodscha
einerseits sowie zwischen Vietnam und Indo-
nesien, zwischen den Philippinen und Indone-
sien andererseits aus. Zusätzlich verschärft
wird die Problematik dadurch, daß die VR
China einen maritimen Hoheitsanspruch auf
das gesamte Südchinesische Meer bis 50 See-
meilen vor die ostmalaysische Küste erhebt
Hier muß sich erweisen, ob die ASEAN ange-
sichts der geopolitischen Brisanz und der da-
mit verbundenen negativen Auswirkungen
auf das nationale, regionale und internatio-
nale Wirtschaftsklima als Gemeinschaft
handlungsfähig bleibt und den bisher geschaf-
fenen politischen Stabilitätsrahmen aufrecht-
zuerhalten vermag. Nur unter diesen Bedin-
gungen dürfte die Zukunft der ASEAN-Staa-
ten als entwicklungspolitische „Modellfälle“
gesichert sein.
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ASEAN: Regional- und Außenpolitik

I. Die ASEAN-Gemeinschaft:
Ein innovatives Experiment in der Dritten Welt

1. Entstehungsanlaß, Unterschiede zur EG

Die Gründung der ASEAN (Association of
Southeast Asian Nations) i. J. 1967 war eine
Antwort der fünf Gründerstaaten Indonesien,
Malaysia, Philippinen, Singapur und Thai-
land’) auf die beiden wichtigsten gemeinsa-
men Herausforderungen, nämlich auf die in-
nere Bedrohung durch eine Anzahl von Sozi-
alkonflikten und auf „den" Kommunismus, der,
wie es schien, von außen einsickerte.
Die fünf Regierungen waren sich zwar durch-
aus darüber im klaren, daß die anstehenden
Aufgaben, wie z. B. die Landreform, der Aus-
gleich zwischen Stadt und Land, die Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit etc. in erster Linie
„zu Hause" angepackt werden mußten, doch
versprach man sich darüber hinaus wenig-
stens flankierende Hilfe durch die Koopera-
tion mit solchen Nachbarn, die im wesentli-
chen im selben Boot saßen. Das in diesem
Sinne eingeleitete Dauerexperiment ASEAN
wurde immerhin attraktiv genug, um noch 17
Jahre nach seiner Gründung einen so wohl-
habenden Staat wie Brunei als neues Mitglied
anzuziehen.
Das Profil der ASEAN-Staaten läßt sich am
einfachsten durch einen Vergleich mit der EG
ermitteln. Beide werden in der Literatur
gerne miteinander verglichen und mögen an-
fänglich in der Tat ähnlich motiviert gewesen
sein. Gründungsanlaß waren hier wie dort
Krieg und der gefürchtete Kommunismus.
1961 entstand, im Anschluß an die zwölfjähri-
ge, kommunistisch inspirierte und bürger-
kriegsähnliche „Emergency" in Malaysia
(1948—1960) die ASA (Association of South-
east Asia), der nur drei Staaten der Region,
nämlich Malaysia, die Philippinen und Thai-
land, angehörten, die aber im Zeichen der da-
maligen „Konfrontationspolitik“ Indonesiens
unter Sukarno nicht funktionieren konnte.
Erst nach dem Sturz Sukarnos und dem An-

1)Am 1. Januar 1984 wurde Brunei sechstes Mit-
glied der ASEAN.

tritt einer antikommunistischen Regierung in
Indonesien (1965) sowie nach der Entlassung
Singapurs aus dem britischen Kolonialver-
band (1963) war die Zeit für die Gründung des
Fünferclubs von 1967 reif.

Weitaus schwerer als die Gemeinsamkeiten
wiegen jedoch die Unterschiede zur EG:

— Was den Entwicklungsverlauf anbelangt,
so sah der Vertrag von Rom (1957) einen Drei-
Stufen-Prozeß vor, der von der Zoll- über die
Wirtschafts- bis hin zur politischen Union
führen sollte. Demgegenüber verpflichtet der
ASEAN-Gründungsvertrag von 1967 seine
Mitglieder lediglich zu einer lockeren Zusam-
menarbeit auf den Gebieten der Wirtschaft,
des Verkehrs und der Kultur.

— Zwar lassen sich Parallelen zwischen dem
EG- und dem ASEAN-Ministerrat sowie der
Brüsseler Kommission einerseits und dem
1976 gegründeten ASEAN-Sekretariat ande-
rerseits ziehen; doch sind sie nur äußerlich;
denn von einem Behördenapparat, wie er der
Brüsseler Kommission zur Seite steht, kann
bei der ASEAN auch nicht annähernd die
Rede sein. Desgleichen gibt es kein ASEAN-
Parlament (seit 1983 ist jedoch eine Diskus-
sion darüber angelaufen), keinen regionalen
Gerichtshof und keine Institution, die etwa
dem Europäischen Agrarausgleichsfonds gli-
che. Gewicht besaßen allerdings die beiden
Gipfelkonferenzen der Regierungschefs in
Bali (Mai 1976) und Kuala Lumpur (August
1977), die der ASEAN im Anschluß an den
Regierungsumsturz in den drei Indochina-
Staaten (1975) neuen Auftrieb gegeben ha-
ben.

— Ihre Partner sucht sich die EG eher nach
prinzipiellen, die ASEAN dagegen nach prag-
matischen Gesichtspunkten aus. Die EG un-
terscheidet zwischen Vollmitgliedern (z. Z.
zehn), assoziierten Mitgliedern (z. B. die Tür-
kei) und Vorzugsländern (AKP-Staaten aus
Afrika, der Karibik und dem pazifischen
Raum). Die ASEAN hält sich statt dessen an



zwei ganz anders geartete Kriterienkataloge:
Was die Handelspartner anbelangt, so setzte
die Gipfelkonferenz von Bali (1976) Präferenz-
vorgaben für solche Länder, die vier Bedin-
gungen erfüllen: Abnahme der ASEAN-Roh-
stoffe, Erwerb von technologischem Know-
how, Stabilisierung der Exporterlöse beim
Rohstoffverkauf und tendenzielle Bereitschaft
zur Zusammenarbeit nach den Rahmenvor-
stellungen der Neuen Weltwirtschaftsord-
nung. Die diesen Beschlüssen folgende Au-
ßenhandelsoffensive führte zeitweise zu Stei-
gerungsraten von jährlich über 10%, im Falle
Singapurs und Indonesiens sogar von 18% bis
25 %, wobei allerdings die Rohstoffexporte (öl,
Hölzer, Zinn und Kopra) in gefährlicher
Weise kopflastig waren, was schließlich in der
Tat zu einem Preisverfall der Rohstoffe
führte.

Der andere Kriterienkatalog betrifft die Zuge-
hörigkeit zur Region: Ginge es nach malaysi-
schen Plänen von 1971, so würde der südost-
asiatische Sechserclub langfristig unter Ein-
beziehung Birmas und der drei Indochina-
Staaten auf zehn Mitglieder erweitert und als
Zehnergemeinschaft neutralisiert Solche
Pläne sind freilich angesichts der Konflikte
zwischen den drei Indochina-Ländern und
den ASEAN-Staaten einstweilen noch Uto-
pie.
— Besonders auffallend sind die Unter-
schiede im Bereich des interregionalen Han-
dels: Während die EG rund 70% ihres Außen-
handels intern abwickelt, liegt dieser Anteil
bei den ASEAN-Staaten mit nur 15%—17%
weitaus niedriger. Dies hängt wesentlich mit
der Struktur der Produktpalette zusammen,
und so wird der innerregionale Handel in
dem Maße wachsen, wie sich diese und das
Warenangebot ausdifferenzieren. Ein solcher
Prozeß scheint nur eine Frage der Zeit zu
sein; gegenwärtig ist der ASEAN-Markt zwar
noch relativ klein, aber vom Zukunftspoten-
tial her weist er günstige Voraussetzungen
auf: Er umfaßt 270 Millionen Menschen
(Mitte 1982), besitzt also ein schon fast an EG-
Maßstäbe heranreichendes Konsumentenpo-
tential, und hat an der Weltproduktion einen
Anteil von 83% der Rohgummigewinnung,
71% der Zinn-, 84% der Palmöl-, 64% der
Kopra-, 57% der Gewürz- und 15% der Holz-
produktion.

EG und ASEAN gleichen sich schließlich aber
darin, daß sie beide nicht den Charakter eines
Verteidigungsbündnisses besitzen. Während
die EG-Staaten freilich ihrerseits dem umfas-

senden Nordatlantischen Bündnis zugehören,
haben die ASEAN-Staaten — nach dem Zer-
fall der SEATO — nichts Vergleichbares auf-
zuweisen.
Im Endergebnis kann man eher sagen, was
die ASEAN nicht ist, als was sie ist, nämlich
kein Militärbündnis, keine Zoll- oder gar 
Wirtschaftsunion, keine politische Union und
nicht einmal eine kulturelle Gemeinschaft.
Und doch weist sie Eigenschaften auf, die
dem Verbund einen höchst zukunftsträchti-
gen Anstrich geben. Sie ist autochthon, kos-
mopolitisch, in ihrer Art einzigartig, pragma-
tisch und dynamisch.
Die Allianz war von Anfang an weder eine
Schöpfung der USA noch Japans oder anderer
regionaler Außenseiter, sondern hat sich aus
immer neuen regionalen Experimenten her-
aus entwickelt, die z. T., wie beispielsweise
die „rassistisch" ausgerichtete Maphilindo
(Malaysia-Phihppinen-Indonesien) oder aber
die ganz von Antikommunismus zehrende
ASPAC, nicht immer glücklich, schließlich in-
sofern aber erfolgreich waren, als aus diesem
Prozeß des Versuchens und Irrens am Ende
eine Vereinigung entstand, die sich bisher als
höchst vital erwies — eben die ASEAN.
Das Profil der ASEAN war von Anfang an so
ausgeprägt eigenständig, daß alle Versuche
Moskaus, die junge Allianz als bloßen Able-
ger der SEATO zu brandmarken, fehlschlu-
gen, und daß darüber hinaus auch die Ameri-
kaner nicht in die Lage kamen, die ASEAN
für ihre Zwecke zu vereinnahmen. Schließlich
erwies sich der Verbund dämit als authenti-
sche Dritte-Welt-Schöpfung, die als solche
langfristig durchaus zum Modell werden
könnte.
Die ASEAN profiliert sich darüber hinaus als
höchst „kosmopolitisch": Sie wird repräsen-
tiert von echten „Internationalisten" (man
denke beispielsweise an den in England aus-
gebildeten singapurischen Ministerpräsiden-
ten Lee Kuan Yew), sie ist zu einem Kristalli-
sationspunkt zahlreicher Staaten der asi-
atisch-pazifischen Region geworden (z. B.
durch die jährlichen gemeinsamen Außenmi-
nisterkonferenzen), sie unterhält vielfältige
Beziehungen zu den Industrieländern, sie er-
weist sich vor der UNO als Motor für Initiati-
ven und Diskussionen (nicht zuletzt in der
Indochina-Frage) und sie versucht, mit den
wichtigeren Staaten der Dritten Welt, vor al-
lem mit Indien, permanente Diskussionsrun-
den zu etablieren. Ruft man sich die radikale
„Konfrontationspolitik" Sukarnos ins Gedächt-



B
33



nis, die noch vor zwei Jahrzehnten für Un-.
ruhe gesorgt hatte, so fällt heute um so positi-
ver die mäßigende Rolle auf, die die Gemein-
schaft als ganze in der asiatisch-pazifischen, ja
in der Weltpolitik spielt (u. a. bei den Konfe-
renzen der Blockfreien).

Die Gemeinschaft ist darüber hinaus insofern
einzigartig, als sie nicht einfach andere Inte-
grationsmuster der Dritten Welt kopiert, son-
dern von den weltweit vorliegenden Erfah-
rungen jeweils das Geeignetste für sich her-
ausgesucht und so einen originellen Eigen-
beitrag geleistet hat.

Pragmatisch ist die Allianz, weil sich ihre
Mitglieder von der ersten Stunde an kein
allzu enges Korsett angelegt, sondern der
Spontaneität Raum gelassen haben. Es ist ge-
wiß kein Zufall, daß die ASEAN keine for-
melle Satzung besitzt, sondern sich innerhalb
des locker gefaßten Rahmenwerks der Bang-
kok-Erklärung von 1967 bewegt. Diese Erklä-
rung ist kurz und allgemein gehalten, läßt
also Raum für alle möglichen Zukunftsent-
wicklungen. Sie besitzt auch keinen formellen
Vertragscharakter, und überhaupt werden
Vereinbarungen der Sechs nur ausnahms-
weise in Vertragsform niedergelegt — zu die-
sen Ausnahmen gehört etwa der „Vertrag
über Freundschaft und Zusammenarbeit in
Südostasien", der auf der ersten Gipfelkonfe-
renz von Bali 1976 unterzeichnet wurde.

Die Dynamik der ASEAN zeigt sich u. a. dar-
in, daß die Allianz sich bisher auf jede neue
Herausforderung einstellen konnte. Während
sich die Gipfelkonferenz von Bali noch haupt-
sächlich auf interne Probleme konzentrierte,
begann mit der zweiten Gipfelkonferenz in
Kuala Lumpur (August 1977) eine neue Phase,
die im Zeichen einer auch heute noch andau-
ernden gemeinsamen Außenpolitik steht In
den wenigen Jahren seit 1977 hat sich die
Welt an das noch vor zwei Jahrzehnten un-
vorstellbare Bild eines gemeinsamen Auftre-
tens der ASEAN-Staaten gewöhnt. Dynamik
findet sich aber auch in der inneren Wand-
lung der Allianz: Lagen die Prioritäten in den
Jahren nach 1967 noch bei der wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Zusammenar-
beit, so verlagerte sich der Akzent seit der
Declaration of ASEAN Concord (1976) mehr
auf die politische Kooperation; künftig wird
die Gemeinschaft vermutlich noch stärker mit
sicherheitsbezogenen und militärischen Ele-
menten angereichert, wozu Ereignisse wie
der Fall Saigons, Vientianes und Phnom
Penhs (1975), die beiden Kriege 1979, der mili-

tärische Rückzug Washingtons aus Südost-
asien, die wachsende Marinepräsenz der So-
wjetunion und nicht zuletzt auch die enge
Anbindung Vietnams an Moskau Anlaß ge-
ben.

2. Neuartige Formen der intraregionalen
Zusammenarbeit: Die ASEAN — ein Mo-
dell für die Süd-Süd-Zusammenarbeit?

Lange Zeit war die „Neue Weltwirtschaftsord-
nung", deren Grundsätze 1974 zum erstenmal
von der UNO verabschiedet wurden, fast aus-
schließlich im Koordinatennetz der Nord-
Süd-Beziehungen behandelt worden. Wenn
hier inzwischen eine entscheidende Ände-
rung der Betrachtungsweise erfolgt, so ist
dies vor allem das Verdienst der ASEAN-
Staaten, die durch ihr eigenes Beispiel darauf
hingewiesen haben, daß sich der Süden nicht
einfach passiv auf die Unterstützung des Nor-
dens verlassen dürfe, sondern in erster Linie
seine eigenen menschlichen und wirtschaftli-
chen Ressourcen mobilisieren müsse. Nord-
Süd-Verhandlungen und Süd-Süd-Koopera-
tion müßten als zwei Seiten ein und dersel-
ben Medaille gelten. Theoretisch kann sich
die Süd-Süd-Zusammenarbeit in bilateraler
oder multilateraler, in regionaler oder überre-
gionaler Form entfalten.
Konkrete Antworten auf abstrakte Erläute-
rungen dieser Art hat die ASEAN inzwischen
in fünf Richtungen erteilt.

a) PTA (Zollpräferenzen)
Am 24. Februar 1977 wurde in Manila ein
Agreement on ASEAN Preferential Trading
Arrangements (PTA) geschlossen, dessen
Zweck es war, durch Liberalisierung den in-
traregionalen ASEAN-Handel zu erweitern.
Der PTA-Spur folgten mehrere bilaterale und
dreiseitige Vereinbarungen zwischen Singa-
pur, den Philippinen und Thailand, die Anfang
1977 gemeinsam beschlossen, ihre Zölle um
10% zu reduzieren. Die PTA-Liste umfaßte an-
fangs 335 Waren und enthielt außerdem die
Klausel, daß alle Güter im Werte von unter
50 000 US-$ c. i. f. 20% Zollvergünstigungen
erhalten sollten.
Im Laufe der nächsten Jahre wurde die Liste
ständig erweitert und umfaßte im Januar 1982
bereits 8 529 Produkte, für die der Zoll um
nunmehr 25% gesenkt wurde.
Freilich handelte es sich hier um Waren, die
weniger bedeutsam sind. Kritiker des PTA ha-
ben festgestellt, daß vermutlich nicht mehr



als 2% des Intra-ASEAN-Handels wirklich
durch das PTA gefördert würden: Je länger
die Befreiungsliste, um so schlimmer der Pro-
tektionismus" lautet ihr ironischer Kommen-
tar. Kurzfristig wird sich daran wohl kaum
etwas ändern. Immerhin hat das PTA-Experi-
ment aber zur weiteren Sensibilisierung im
Kooperationsbereich beigetragen.

b) AIP: die ASEAN-Industrieprojekte
Aufgrund der Vereinbarungen von Bali (1976)
wurden fünf ASEAN-Industrieprojekte (AIP)
beschlossen, von denen je eines in den Mit-
gliedsländern errichtet werden sollte, näm-
lich eine Fabrik für Dieselmotoren in Singa-
pur, eine Sodaaschefabrik in Thailand, ein Su-
perphosphatwerk für die Philippinen und je
eine Stickstoffdüngerfabrik in Indonesien
(Nordsumatra) und Malaysia (Sarawak).
Die Projekte sollten mit Geldern und Kredi-
ten finanziert werden, die von den fünf Staa-
ten gemeinsam zu leisten bzw. zu garantieren
waren. Das Projektmanagement sollte jeweils
in der Hand des Gastlandes liegen und das
Eigentum sollte zu 60% dem Gastland und zu
40% den vier anderen ASEAN-Mitgliedern
zustehen. Des weiteren sollten die Produkte
dieser Fabriken zollbegünstigt veräußert wer-
den dürfen.
Die mit anfänglicher Begeisterung begonnene
AIP-Bewegung kam jedoch schon bald ins
Stocken. Singapur verlor das Interesse, die
Philippinen waren nach längerem überlegen
an einer Superphosphatfabrik nicht mehr in-
teressiert und haben seitdem eine Reihe von
Alternativprojekten vorgelegt, Thailand
konnte sich über den Standort seines Werkes
nicht schlüssig werden und die malaysischen
sowie indonesischen Projekte kamen in Fi-
nanzierungsschwierigkeiten. Zumindest das
indonesische Projekt beginnt inzwischen aber
wieder zu laufen, und man hofft, auch die an-
deren vier bald wieder beleben zu können.

c) AIC: Produktionsergänzungsverträge
Grundsätzlich ist eine im regionalen Rahmen
arbeitsteilig abgestimmte Industrieentwick-
lung auf zwei Wegen denkbar, nämlich ent-
weder durch Errichtung zentraler Industrie-
komplexe, die das gesamte Produktionspro-
gramm einer Produktpalette abdecken (dies
ist der AIP-Weg) oder aber durch eine (dezen-
tral organisierte) ergänzende Produktion, bei
der Vor- und Zwischenprodukte an verschie-
denen Standorten hergestellt und schließlich
in einem gemeinsamen Zentrum zusammen-

gefügt werden — letzteres ist die AIC-Metho-
de: .ASEAN Industrial Complementation
Scheme".

Die ASEAN-Staaten sind mutig beide Wege
gegangen, indem sie einerseits staatlich ge-
förderte Zentralprojekte ansteuerten, ande-
rerseits aber auch beschlossen haben, Ergän-
zungsverträge auf privatwirtschaftlicher
Ebene zu fördern.

Bisher sind mit dem AIC vor allem zwei Pro-
duktgruppen angegangen worden, nämlich
der Pkw- und Aluminiumbereich. Nach einem
Regierungsabkommen, in dessen Rahmen-
werk aber vor allem Privatfirmen tätig wer-
den, sollen Ford-Cortina-Karosserieteile auf
den Philippinen, Deutz-Diesel-Motoren in In-
donesien und Getriebeteile in Malaysia gefer-
tigt werden. Die einzelnen mit der Fabrika-
tion beauftragten Privatfirmen sollen das ex-
klusive Recht zur Herstellung ihrer jeweili-
gen Produkte erhalten, und zwar auf 2 bis 3
Jahre. Konkurrenzfirmen können nur ein-
springen, wenn sie 75% ihrer Produkte auf
Märkte außerhalb der ASEAN leiten. — Dies
wäre der Anfang eines ASEAN-Autos!

Des weiteren hat die Allianz beschlossen, ei-
nen ASEAN-Aluminium-Industrie-Club mit
Sekretariat in Bangkok zu gründen und dort
zunächst alles Wissenswerte über Alumini-
umproduktion und -Verarbeitung auf einer ge-
meinsamen Datenbank zusammenzutragen.
Angestrebt sind Standardisierung, regionale
Spezialisierung und Rationalisierung der Pro-
duktion.
Ein Problem stellt sich in der Frage, wie sich
garantieren läßt, daß AIC- und AIP-Produkte
interregional auch dann abgesetzt werden
können, wenn entsprechende Waren von au-
ßerhalb der ASEAN preisgünstiger angeboten
werden. Drei Wege sind hier vorgeschlagen
worden, nämlich eine feste Abnahmever-
pflichtung der einzelnen Mitgliedstaaten, die
Errichtung eines gemeinsamen Außenzolls
und direkte Stützung der Preise durch das
jeweilige ASEAN-Land, in dessen Bereich
sich die Produktionsstätten befinden. Die
ASEAN-Staaten müssen sich darüber hinaus
fragen, ob bereits bestehende einschlägige
Produktionsstätten weiter aufrechterhalten
(also praktisch subventioniert) oder aber
durch die neugeschaffenen Industrien ver-
drängt werden sollen. Daneben ist zu fragen,
ob die Akzente künftig nicht eher auf arbeits-
intensive — statt auf kapitalintensive — Pro-
jekte verlagert werden sollen.



d) ASEAN-Joint Ventures und ASEAN-
MNG (Multinationale Gesellschaften)

Auf dem Weg über die AIC-Abkommen
könnten, langfristig gesehen, multinationale
ASEAN-Gesellschaften Zustandekommen.
Auf den ersten Blick lägen die Vorteile auf
der Hand, insofern nämlich gemeinsames Ma-
nagement, zentrale Planung und Harmonisie-
rung sowohl bei der Produktion als auch bei
den Investitionen möglich wären. Hier steckt
die Entwicklung freilich noch in den Kinder-
schuhen. Verschiedene Formen lassen sich
denken, z. B. die Schaffung neuer Multinatio-
naler Gesellschaften, die Fusion verschie-
dener bereits bestehender Unternehmen, die
Bildung von Holding-Gesellschaften oder
aber der Aufbau gemeinsamer Tochterunter-
nehmen.
Am 7. November 1983 unterzeichneten die
Außenminister ein AIJV-(ASEAN-Industrial
Joint Venture-)Abkommen, das den zwischen-
regionalen Produktions- und Handelsaus-
tausch fördern soll. Als AIJV gelten solche
Gemeinschaftsunternehmen, an denen (ein-
heimische) Firmen aus zwei oder mehr
ASEAN-Ländern mit zusammen mindestens
51% beteiligt sind. Für Erzeugnisse solcher
AIJV können im Handel zwischen den Hei-
matländern dieser Joint Ventures Zollermäßi-
gungen von 50% (und mehr) in Anspruch ge-
nommen werden. Nach drei Jahren sollen die
betreffenden Produkte dann automatisch in
allen sechs Ländern eine Vorzugszollbehand-
lung erfahren. Sind Firmen außerhalb der
ASEAN-Staaten mit 51% beteiligt, so gelten
diese Privilegien nur dann, wenn sie minde-
stens 50% der Produktion in Länder außer-
halb der ASEAN exportieren.

e) Weitere Formen der Kooperation
Aus Gründen der Systematik seien hier zu-
nächst noch einmal alle drei Kooperations-
ebenen aufgezählt, auf denen die ASEAN-
Länder ihre Ansätze entwickeln können,
nämlich beim Handel, bei der Produktion und
bei der Kooperation im Dienstleistungsbe-
reich:
— beim Handel stehen drei Instrumente im
Vordergrund, nämlich gegenseitiger Zollab-
bau, Festlegung gemeinsamer Außenzölle
und koordinierte Aktionen beim Rohstoffver-
kauf. Gemeinsame Außenzölle sind bisher
nicht festgelegt worden, der gegenseitige
Zollabbau erfolgt in Form des PTA; koordi-
nierte Aktionen beim Rohstoffverkauf sind
bisher — sehr zum Kummer einiger Regie-

rungen — nicht auf multilateraler, sondern
nur auf bilateraler Basis zustandegekommen
— man denke etwa an das Kautschukabkom-
men zwischen Malaysia und Japan.
— Gemeinsame Produktion ist in dreifacher
Weise denkbar, nämlich in zentraler (AIP), de-
zentraler (AIC) und AIJV-Form.
— Ein dritter Bereich bezieht sich auf Dienst-
leistungen, nämlich auf das Transport- und
Verkehrswesen, auf gemeinsame Forschungs-
oder Meteorologieeinrichtungen und vor al-
lem auf den Tourismus. Der Tourismus ist
z. B., unmittelbar nach Reis, Thailands wich-
tigster Devisenbringer. Touristen nach Malay-
sia — dem touristisch am wenigsten attrakti-
ven Land der Region — kommen zumeist
über andere ASEAN-Staaten, auf deren Be-
mühungen Malaysia m. a. W. angewiesen ist.
Gegenwärtig findet eine Zusammenarbeit
hauptsächlich über die ASEAN-Tour and Tra-
vel Association (ASEAN-TTA) statt, die ihren
Sitz in Jakarta hat und deren Haupttätigkeit
im Aufbau von Hotels, Reiseagenturen und
Transporteinrichtungen besteht.
Zur Diskussion steht auch die Gründung ge-
meinsamer Lehranstalten (man denke hier
z. B. an die seit langem vorgeschlagene
ASEAN-Universität), gemeinsamer For-
schungseinrichtungen und vielleicht sogar
eine „integrierte Strategie für die soziale Ent-
wicklung im ASEAN-Bereich". Erste organisa-
torische Ansätze auf Regierungsebene gibt es
u. a. in Form der South East Asian Ministers
of Education Organisation (SEAMEO). Dem
regionalen Zusammenwachsen förderlich
wäre auch die gemeinsame Förderung inten-
sivierter Südostasienstudien, von denen ein
verstärktes Südostasienbewußtsein ausgehen
könnte.

3. Zukunftsträchtigkeit und Modellhaftig-
keit der ASEAN-Integration

Jedes Land der Dritten Welt steht vor einer
heiklen Strategie- und Zielauswahl: Sollen
z. B. Importsubstitutionen oder Exportförde-
rung, Schwerindustrie oder Leichtindustrie,
ein kapitalintensiver oder ein arbeitsintensi-
ver Weg, klassisch-westliche oder alternativ-
„ländliche" Industrialisierung, Industrie oder
Landwirtschaft bevorzugt werden? Welche
Hauptziele sollen Priorität haben: Wachstum,
Beschäftigung, Währungsstabilität oder Au-
ßenhandelsgleichgewicht? Ist es ferner sinn-
voll, daß Entwicklungsländer untereinander
um die Absatzmärkte für ihre Halb- und Fer-



tigwarenexporte in den Industrieländern kon-
kurrieren — sollte man hier nicht besser Auf-
teilungsabmachungen treffen? Welche Indu-
strieländerbetriebe können ferner in ein Ent-
wicklungsland gelockt werden? Für die Zu-
sammenarbeit zwischen Drittweltländern gibt
es praeter propter zwei kohärente Entwick-
lungswege, die entweder mehr den Handel
(.H"-Typ) oder aber eher die Produktion („P"-
Typ) in den Vordergrund stellen, um auf diese
Weise möglichst rasch das gemeinsame Inte-
grationsziel zu erreichen.

Die ASEAN-Regierungen haben sich mit Fra-
gen dieser Art konstruktiv auseinanderge-
setzt und eine originelle Mischung von Ein-
zelelementen gefunden, die von anderen
Drittweltstaaten vorher bereits mit mehr oder
weniger Erfolg erprobt worden waren.

Die H-Typ-Befürworter bevorzugen die insti-
tutioneile Integration (z. B. in Form einer Zoll-
union oder einer Wirtschaftsgemeinschaft),
betrachten den Handel und die damit einher-
gehende Konkurrenz als wachstumsfördernd
(sog. „Trade-Creation"), weshalb ja auch die
Exportförderung in den Vordergrund gestellt
wird, und erhoffen sich damit günstige Rück-
wirkungen auf die Entwicklung der eigenen
Produktionskapazitäten, sei es nun, weil die
im Handel erwirtschafteten Gewinne der In-
dustrieentwicklung zugute kommen, sei es,
weil der Wettbewerb die nationalen Unter-
nehmer zu flexiblem Anpassungsverhalten
zwingt. Prämisse dieses Ansatzes ist der
Glaube an die segenbringenden Wirkungen
des intraregionalen Handels und des Welt-
handels, mit dessen Hilfe sich selbst kleinere
Länder sozusagen an den eigenen Haaren aus
dem Sumpf der Unterentwicklung herauszie-
hen können. Der H-Typ wurde vor allem
durch die ehemaligen Kolonialländer an die
gerade in die Unabhängigkeit entlassenen
jungen Staaten weitergegeben. Haupterben in
Südostasien sind vor allem die Förderation
Malaysia und Singapur.

Beim P-Typ geht es weniger um institutio-
nelle als vielmehr um funktionelle Integra-
tion, weshalb hier der Aufbau von Produkti-
onskapazitäten im Vordergrund steht, wäh-
rend dem Handel nur untergeordnete Funk-
tionen zugemessen werden. Länder, die in
dieser Weise vorgehen, sind von der Natur
der Sache her gezwungen, sich im Prozeß der
regionalen Integration arbeitsteilig aufeinan-
der abzustimmen, überlassen die H-Typ-Län-
der diese Abstimmung den Marktkräften, so
vertrauen die P-Typ-Länder mehr auf eine ge-

meinschaftlich aufeinander abgestimmte
Wirtschaftsplanung. Sie bevorzugen deshalb
bei der regionalen Zusammenarbeit Komple-
mentärindustrien, die entweder als Gesamt-
projekte auf die einzelnen Mitgliedsländer
verteilt werden oder aber ihre Produktions-
prozesse aufeinander abstimmen, sowie eine
Politik der Importsubstitution. Darüber hin-
aus wird der Handel mit der Außenwelt klein
geschrieben und statt dessen auf die regiona-
len Partner konzentriert.
Die Prämisse, die dem P-Typ-Ansatz zu-
grunde liegt, ist eine pessimistische Erwar-
tungshaltung gegenüber dem Handel mit In-
dustrieländern. An dieser Stelle trifft sich der
P-Typ mit den üblichen Imperialismus-Theo-
rien. Das P-Integrationsmuster wurde haupt-
sächlich in Lateinamerika entwickelt und
steht unter dem Einfluß der Dependencia-
Theorie, derzufolge Entwicklungsländer ent-
weder direkt — nämlich durch ungünstige
Terms of Trade — oder aber indirekt dadurch
geschädigt werden, daß sie entwicklungs-
beeinträchtigende Dualismen ihrer Wirt-
schaft hinnehmen müssen, sobald sie sich auf
die wirtschaftliche Kooperation mit hochent-
wickelten Industrieländern einlassen.
Die ASEAN-Länder haben keines dieser bei-
den Muster in Reinkultur übernommen, son-
dern sind eklektizistisch vorgegangen: Vom
H-Typ übernahmen sie die unter anderem
auch durch ihr besonderes Rohstoffangebot
(Zinn, öl, Kobra etc.) mitdeterminierte Ent-
scheidung zur Einordnung in den Welthandel,
wobei sie eine Einschränkung des intraregio-
nalen Handels in Kauf nahmen. Dem H-Mu-
ster entspricht auch die generelle Exportför-
derungspolitik im arbeitsintensiven Industrie-
bereich sowie bei den Rohstoffen. Doch auch
der P-Typ wurde nicht vernachlässigt, wie der
Aufbau von AIP- und AIC-Projekten zeigt.
Auch die Praktiken der Importsubstitution im
Kleinindustrie- und Handwerksbereich gehö-
ren hierher.
An einigen Stellen ist allerdings Kritik laut
geworden, die sich — positiv umformuliert —
in folgenden Empfehlungen niedergeschlagen
hat:
Es sollen weniger kapitalintensive als viel-
mehr arbeitsintensive Betriebe gefördert wer-
den;
die ASEAN-Regierungen sollen die Komple-
mentärindustrien nicht direkt, sondern mehr
indirekt fördern, indem sie beispielsweise
bessere gesetzliche und steuerliche Rahmen-
bedingungen für die gemeinsamen Institutio-



nen (z. B. Entwicklungsbanken, gemeinsame
Dienstleistungs- und Erziehungsmaßnahmen)
schaffen;
in Zukunft sollten mehr Joint Ventures und
verstärkte Verwendung lokalen Kapitals an-
gestrebt werden;
zu fördern seien ferner solche Betriebe, von
denen technologische Impulse ausgehen.
Technologische Innovation kann sich dabei
auf zwei Wegen vollziehen, nämlich entweder
durch den Einsatz objektiv überlegener Pro-
duktionstechniken oder aber durch Einfüh-
rung modifizierter Technologien, die zwar —
technisch gesehen — nicht auf „Weltniveau“
stehen, die aber aufgrund ihrer Einpassung in
die konkrete Umgebung für optimale Ergeb-
nisse bürgen und vor allem zu Pflanzstätten
technologischer Fähigkeiten werden können.
Es ist bemerkenswert, daß die ASEAN-Regie-
rungen für Vorschläge dieser Art offen sind
und sich bisher noch nie ideologisch nach der
einen oder anderen Seite hin verschlossen
haben.
Einstweilen wird folgender „Idealkurs" ange-
steuert: Die Produktion (sei sie nun landwirt-
schaftlich oder industriell) gilt als Motor der
Wirtschaftsentwicklung und des Wachstums-
prozesses, während der Handel einstweilen
mehr den Treibstoff bildet. Es kommt also
darauf an, die Produktionsbasis und die hei-
mischen Märkte schrittweise zu erweitern
und eine Politik der Importsubstitution zu be-
treiben, wobei allerdings immer das Fernziel
des Übergangs zur Exportförderung vor Au-
gen stehen soll. Singapur, Malaysia, Brunei

und z. T. auch Thailand haben diese Schwelle
im wesentlichen bereits überschritten, wäh-
rend dies den Philippinen und Indonesien
erst noch bevorsteht. Für die zwei „Nachzüg-
ler" kommt es nun darauf an, die Exportförde-
rung entweder mit Hilfe der eigenen Regie-
rungen oder aber mit Unterstützung außerre-
gionaler Partner — z. B. auf dem Umweg über
Joint Ventures — zu erreichen. Soweit die
Exportförderung Güter umfaßt, über die ent-
wickelte Länder bereits „hinausgewachsen"
sind — und sei es nur, weil die komparativen
Kosten dort zu hoch sind—, gäbe es auch
keine Reibungen mit den Industrieländern.
Wie diese wenigen Andeutungen bereits er-
kennen lassen, kommt es bei der regionalen
Integration und bei der Anpassung an die in-
ternationale Umwelt vor allem auf Flexibilität
an — also auf eine Eigenschaft, die sich ge-
rade im ASEAN-Bereich während der letzten
Jahre in schönster Manier entfaltet hat. Be-
dürfte es hierfür noch eines Beweises, so ge-
nügte ein Blick auf die bisherige Entwicklung:
Lag der Anteil der verarbeitenden Industrie
am BSP 1960 in Indonesien noch unter 10%,in
Malaysia und Singapur bei 9% und 12%, in
Thailand bei 13% und auf den Philippinen bei
20%, so hat er bei allen fünf inzwischen stark
zugenommen. Trotz verschiedener intraregio-
naler Konflikte — man denke an die Streitig-
keiten um gewisse Landgrenzen und um ma-
ritime Abgrenzungsbereiche sowie an die
Konflikte, die sich aus dem unterschiedlichen
Entwicklungsniveau der Sechs ergeben — be-
steht für die ASEAN also genügend.Anlaß
zum Optimismus.

II. Beziehungen zu den Großmächten

1. Gründe der Großmächtepräsenz

Die ASEAN-Länder weisen, unabhängig von
ihrer derzeitigen politischen Verfassung, vor
allem zwei hervorragende Merkmale auf,
nämlich Rohstoffreichtum und brisante geo-
strategische Lage. Ihre Land- und Inselmasse
legt sich wie ein gewaltiger Sperriegel zwi-
schen den Indischen und den Pazifischen
Ozean, so daß nur vier Seepassagen freiblei-
ben, nämlich die Malakkastraße, die Indonesi-
schen Straßen (Sunda, Lombok und Makassar),
die Australischen und die Arktischen Stra-
ßen. Wirklich von Bedeutung ist aber nur die
Malakkastraße. Keine Großmacht kann es zu-
lassen, daß dort ein Konkurrent allein die
Kontrolle ausübt. Eine Politik der systemati-

schen Verweigerung müßte die automatische
Folge von Monopolisierungstendenzen sein.
Brisant ist die Region darüber hinaus aber
schließlich auch noch wegen ihrer Krisenan-
fälligkeit — man denke an die zwei Indochi-
na-Kriege (1946—1954 und 1964—1973), an
die malayische Emergency (1948—1960) und
an die innerregionalen Auseinandersetzun-
gen zu Anfang der sechziger Jahre, die vor
allem vom Indonesien Sukarnos ausgingen
und die dafür sorgten, daß die Großmächte
stets auf dem Sprung blieben.
Staffelt man die Zielsetzungen der verschie-
denen Mächte nach ihrer Intensität, so geht
es ihnen entweder um einen beherrschenden
Einfluß auf Südostasien (A-Lösung) oder aber,



soweit dies nicht erreichbar ist, wenigstens
um ein Fernhalten der anderen Konkurrenten
aus der Region (B-Lösung), oder aber um eine
Ausschließung des „Übels" Nr. 1 durch Zusam-
menarbeit mit dem Übel Nr. 2 (C-Lösung).
So eingestuft erstreben die USA und China
seit dem Abschluß ihres Shanghaier Kommu-
niques von 1972 die C-Lösung gegenüber der
als „hegemonistisch“ betrachteten Sowjetuni-
on, während es den Strategen Moskaus offen-
sichtlich um die B-Lösung (also gegen China
und die USA gemeinsam) geht. Japan und die
EG — soweit letztere überhaupt eine Rolle
spielt — optieren de facto für die Option C.
Aus der Sicht der ASEAN-Staaten gelten als
potentielle Hauptgegner die Sowjetunion und
— mit Einschränkungen — auch China, wäh-
rend die USA. Japan, Australien, Neuseeland
und die EG als freundliche Mächte betrachtet
werden. Innerhalb der Kategorie der „Gegner"
wiederum sind die Einschätzungen verschie-
den: Während Thailand aus naheliegenden
Gründen in Vietnam den Hauptgegner und in
China sogar eine Art Verbündeten sieht, be-
trachtet Indonesien demgegenüber China als
(langfristigen) Hauptfeind und Vietnam um-
gekehrt als möglichen Verbündeten in einem
vielleicht eines Tages formell oder informell
zu errichtenden antichinesischen Bündnis.
Singapur andererseits, das auf die Offenheit
der Seewege existentiell angewiesen ist und
das deshalb sein Augenmerk vor allem auf die
regionalen Wasserstraßen lenkt, sieht in der
Sowjetunion die Gefahr Nr. 1. Nur nach außen
hin äußern sich die Sechs einheitlich, wäh-
rend innerhalb des Bündnisses unterschiedli-
che Einschätzungen der Freund- und Gegner-
schaften bestehen.

2. Die Sowjetunion

Die UdSSR hat das militärische Potential an
ihrer Ostflanke seit Mitte der sechziger Jahre
laufend erhöht Heute steht dort rund ein
Drittel ihrer Land-, Luft- und Seestreitkräfte:
Nördlich von China sind es rund 500 000
Mann, 12 000 Panzer, 12 500 gepanzerte
Mannschaftswagen und rund 5 000 Geschüt-
ze. In Südostasien, im Südchinesichen Meer
und im Westpazifik tritt die Sowjetunion
ebenfalls mit zunehmend verstärkten Marine-
verbänden auf. Schon heute operieren hier
über 800 Einheiten, darunter etwa 120
U-Boote sowie 300 Kampfflugzeuge — dies
alles an Seewegen, durch die z. B. 90% des
japanischen und 20% des US-Ols verschifft
werden.

Der Aufbau der Sowjetmarine, der sich in nur
15 Jahren vollzogen hat, folgt den Vorstellun-
gen Admiral Gorschkows, der die Sowjetfüh-
rung davon hat überzeugen können, daß die
UdSSR ohne glaubhafte Seestreitkräfte kei-
nen den USA vergleichbaren Weltmachtsta-
tus erringen könne. Auf dem Weg zur Mari-
negroßmacht galt es, eine Reihe von Hinder-
nissen zu überwinden — allen voran die na-
türlichen Blockaden vor den sowjetischen
Häfen. Die Ostseeflotte muß sich beispiels-
weise durch die dänischen Straßen, die
Schwarzmeerflotte durch die türkischen Was-
serwege, die Pazifikflotte durch die japani-
schen und koreanischen Passagen hindurch-
manövrieren und bleibt damit nicht nur stän-
diger Überwachung ausgesetzt, sondern be-
findet sich — wenn sie sich an die Heimathä-
fen kettet — im Ernstfall auch noch in einer
selbstgebauten Falle. Um diesen beiden Übeln
zu entgehen, kommt es also darauf an, mög-
lichst viele Marineeinheiten laufend auf ho-
her See zu halten, also — weitab von den Hei-
mathäfen — Basen zu errichten, bei denen
sich die Schiffe versorgen können. Neben den
Stationen in Äthiopien und Aden (also am
Ausgang des Roten Meeres) sowie den in
kurzer Distanz zum Kap der Guten Hoffnung
gelegenen Anlaufpunkten in Mozambique
und Angola mußte eine dritte Meerengensta-
tion als unentbehrlich erscheinen, nämlich
eine Basis nahe der Malakkastraße. So gese-
hen sind Stützpunkte in Vietnam (Cam Ranh,
Danang) und Kambodscha (Ream, Kompong
Som) geradezu ideale Relaisstationen, von de-
nen aus sich obendrein noch Aufklärungs-
fahrten und -flüge zu den amerikanischen Ba-
sen auf den Philippinen (Subic Bay, Clark Air-
base), ins Südchinesische Meer und in den
südostasiatischen Bereich unternehmen las-
sen.

Um stets „auf Posten“ und möglichst überall
präsent zu sein, hat die sowjetische Flotte
auch in Südostasien eine fast chamäleonhafte
Vieldimensionalität angenommen und unter-
hält Fischerei-, Forschungs-, Handels- und
Kriegsschiffe. Die Moskauer Flottenpolitik
hat nichts dem Zufall überlassen und wirkt
wie aus einem Guß. U. a. haben die Sowjets in
kurzer Zeit die vier Nordkurileninseln mili-
tärisch ausgebaut, laufend ihre Pazifikflotte
erweitert und — seit 1968 — auch Marineein-
heiten in den Indik entsandt; sie verbessern
laufend die Infrastruktur in den vier indochi-
nesischen Häfen, lassen sich die Präsenz in
Vietnam, Laos und Kambodscha die Summe
von täglich rund 6 Mio. US-$ kosten, durch-



pflügen mit Einheiten ihrer Pazifikflotte re-
gelmäßig das Südchinesische Meer, veranstal-
ten in der Region militärische Manöver (Ope-
rationen des Flugzeugträgers „Minsk" im Golf 
von Siam; erste Landungsmanöver im Früh-
jahr 1984) und haben auch mit der Besetzung
Afghanistans einen Schachzug unternommen,
der einen weiteren Beweis für ein systemati-
sches Indik- und Pazifikengagement zu lie-
fern scheint.
In diesem Sinne wenigstens fällt die Bewer-
tung der wichtigsten Mitkonkurrenten und
der meisten ASEAN-Staaten aus. Am miß-
trauischsten sind die Chinesen, die davon
ausgehen, daß die Sowjets fünf Ziele in der
Region Südostasien/Westpazifik verfolgen,
nämlich die Verdrängung der USA aus dem
Westpazifik, die Erlangung eines strategi-
schen Übergewichts in der dortigen Region,
die Einkreisung Chinas, die Einschüchterung
Japans und schließlich die Kontrolle über
Südostasien. Angriffsschwerpunkt der Sowjet-
union bleibe freilich nach wie vor Europa.
Die Perzeption der Reagan-Administration
andererseits geht dahin, daß es den Sowjets
auf eine Behinderung der strategischen Zu-
sammenarbeit zwischen Peking und Wa-
shington — also letztlich ebenfalls auf eine
Verdrängung der USA—, des weiteren aber
auch auf ein Abschneiden der westlichen öl-
zufuhr, auf eine Neutralisierung Japans und
die Einschüchterung der ASEAN-Staaten an-
kommt.
Die ASEAN-Regierungen schwanken zwi-
schen diesen beiden Einschätzungen. Am pes-
simistischsten fällt die Lagebeurteilung durch
Singapur und Thailand aus. Ob Bewertungen
dieser Art richtig sind oder nicht, spielt hier-
bei kaum eine Rolle; denn Perzeptionen sind
inzwischen genauso zu einem Faktor der Au-
ßenpolitik geworden wie Wirtschaftsmacht
oder Militärpotential.
Zwei Absichten Moskaus Scheinen als Mini-
malziele unbestreitbar, nämlich die Dezimie-
rung des chinesischen und amerikanischen
Einflusses in Südostasien einerseits (C-Lö-
sung) und die Sicherung eines billigen See-
verbindungswegs zwischen Wladiwostok und
Schwarzem Meer andererseits. Politische,
strategische und wirtschaftliche Überlegun-
gen durchdringen sich also und bilden am
Ende ein dichtes Interessenbündel, für das die
Sowjetunion bereit ist, tief in die Taschen zu 
greifen.
Die ASEAN-Staaten haben gegen die wach-
sende Sowjetpräsenz bisher noch keine in

sich geschlossene Abwehrstrategie, sondern
nur eine Reihe von Einzelmaßnahmen ent-
wickelt. Ihr Bündnis wurde 1967 lediglich mit
dem Ziel gegründet, politische Stabilität, so-
zialen Fortschritt und gemeinsame Prosperi-
tät zu ermöglichen. Gemeinsame innere und
äußere Gefahren sollten weniger mit militäri-
schen als vielmehr mit sozialstrategischen
Mitteln bekämpft werden. Vor allem wollte
sich keines der fünf Gründungsmitglieder der
SEATO anschließen. Die Gemeinschaft ver-
stand sich m. a. W. am Anfang als nichtmili-
tärische Allianz von Ländern, die zwar sozio-
ökonomisch kooperieren, im übrigen aber auf
eigenen Beinen stehen und ihre Sicherheits-
probleme zu Hause mit eigenen Polizei- und
Militärmitteln lösen sollten.

Diese Einstellung bekam einen empfindlichen
Stoß mit dem vietnamesischen Kambodscha-
Feldzug und dem dabei zutage getretenen
Südostasien-Engagement der Sowjetunion.
Die Fünf reagierten mit einer vielfältig instru-
mentierten Gegenstrategie.
— Zunächst einmal erhöhten sie ihre natio-
nalen Verteidigungshaushalte. Hatten sie
noch 1975 zusammen nur 2,7 Mrd. US-$ für
ihre Verteidigung ausgegeben, so waren es
1981 bereits 7,1 Mrd. US-$. Das Verteidi-
gungsbudget hatte sich damit bei Indonesien,
den Philippinen und Thailand verdoppelt, bei
Malaysia sogar versechsfacht 1981 unterhiel-
ten die ASEAN-Staaten insgesamt 768 000
Soldaten, 513 Kampfflugzeuge (davon allein
Thailand 191) und 322 Kriegsschiffe (davon
die Philippinen 120).
— Insgeheim verdichtete sich auch die mili-
tärische Zusammenarbeit der ASEAN-Mit-
glieder. Von einer formellen Militärallianz
mit gemeinsamem Oberkommando und inte-
grierten Einheiten kann freilich noch lange
nicht die Rede sein; nicht „Koordination", son-
dern „Kooperation" lautet einstweilen die Pa-
role. Doch werden inzwischen folgende For-
men der „Vereinigung" erprobt: gemeinsame
Luftwarnsysteme, Standardisierung der Waf-
fenproduktion, Austausch von Beobachtun-
gen und Entwicklung gemeinsamer Opera-
tionsmuster durch bilaterale sowie multilate-
rale Manöver. Ferner benutzen die ASEAN-
Armeen im Interesse einer Standardisierung
schon heute M-16-Gewehre, bedienen sich
amerikanischer F-5-Kampfflugzeuge und ha-
ben A-4-Skyhawks sowie Sidewinder- und
Exocet-Raketen erworben.
— Weitere Maßnahmen sind Sicherheits-
gespräche mit den USA Australien und Neu-



Seeland sowie mit Japan, wobei die meisten
ASEAN-Staaten letzterem in Militärangele-
genheiten allerdings höchst mißtrauisch be-
gegnen.

3. Die USA: „Schutzengel" der ASEAN?

Weltpolitisch war die südostasiatische Region
bis zum Vorabend des Zweiten Weltkriegs
ein toter Winkel. Fünf europäische Staaten
sowie .die USA hatten zwar koloniale Interes-
sen (Großbritannien auf der Malaiischen
Halbinsel, in Singapur, in Nordborneo und in
Birma, Frankreich in Vietnam, Laos und Kam-
bodscha, die Niederlande in Indonesien, Spa-
nien — bis 1898 — auf den Philippinen, Portu-
gal in Timor und die USA — seit 1898 — auf
den Philippinen); doch waren die Sphären
hier klar abgesteckt und zwischen den Kolo-
nialmächten nicht umstritten.
Erst mit dem Angriff Japans auf die Philippi-
nen, Indonesien und die Malaiische Halbin-
sel, Indochina und Birma begann die Region
als solche in das Bewußtsein westlicher Stra-
tegen zu treten. Im Pazifischen Krieg gegen
Japan entstand dann jenes alliierte „Southeast
Asian Command“, das historisch wohl als er-
ste Organisation im Hinblick auf ein als Ein-
heit gedachtes Südostasien zu betrachten ist
Mit dem Beginn der vierziger Jahre wurden
die USA — in Konkurrenz zum Kaiserreich
Japan und seiner Idee von einer .Asiatischen
Wohlstandssphäre" — zur eigentlichen strate-
gischen Vormacht Südostasiens, während die
anderen europäischen Länder, absorbiert
durch den Krieg in Europa, in Südostasien de
facto nur noch symbolisch tätig waren. Wäh-
rend des Kriegs gegen Japan und in den sich
anschließenden Nachkriegsjahren bauten die
USA zunächst ihren antijapanischen, später
aber antikommunistischen Einkreisungsring
auf, der schließlich von den Aleuten über
Südkorea, Japan, Okinawa, Taiwan, den Phi-
lippinen und Indonesien bis Thailand reichte
und von dort jenseits des indischen Subkonti-
nents im CENTO-(Mittelost-)Pakt seine Fort-
setzung fand. Zur Unterstützung dieser mili-
tärischen Maginot-Linie im Pazifik verhäng-
ten die Amerikaner flankierend ein Handels-
embargo über die VR China, betrieben eine
systematische „Rebellenbekämpfungs" (Coun-
terinsurgency)-Politik in den Nachbarstaaten
der VR China und griffen überdies all jenen
Regierungen unter die Arme, die prowestli-
che Bekenntnisse abgaben, vor allem den
Staatsführungen in Südvietnam (1961 Militär-
hilfeabkommen, 1964-73 militärische Inter-

vention um den Preis von 50 000 gefallenen
US-Soldaten und 300 Mrd. US-$ Kriegsko-
sten), in Laos (Aufbau einer geheimen, weil
mit den Genfer Verträgen von 1954 und 1962
nicht zu vereinbarenden, antikommunisti-
schen Armee aus 30 000 Hochlandlaoten), in
Thailand, auf den Philippinen, seit 1965 in In-
donesien und seit 1970 (d. h. mit dem Sturz
des neutralistisch eingestellten Prinzen Siha-
nouk) auch in Kambodscha, das nunmehr in
den Indochina-Krieg hineingezogen wurde.
Dem antikommunistischen Abwehrkampf
diente auch die 1954 gegründete SEATO und
der 1951 entstandene ANZUS-Pakt, an dem
Australien, Neuseeland (New Zealand) und
die USA beteiligt sind.
Das amerikanische Engagement, dem die
Vorstellung zugrunde lag, daß die Hauptge-
fahr für Asien vom kommunistischen China
ausgehe, das die einzelnen Staaten Asiens auf
die Dauer unterwandern und wie „Domino-
steine" fallen lasse, verlor mit dem amerika-
nisch-chinesischen Ausgleich von 1972
(Shanghai-Kommunique) seine Grundlage.
Beide Kontrahenten einigten sich damals auf
die berühmt gewordene .Antihegemonieklau-
sel", der zufolge sie weder selbst im asiatisch-
pazifischen Raum Hegemonie ausüben noch
dulden würden, daß eine dritte Macht dort
hegemonial auftritt. Diese Klausel wurde
nach langem Sträuben 1978 auch von Japan
unterzeichnet. Die USA zogen im Anschluß
an die sino-amerikanischen (1972) und die US-
vietnamesischen Abmachungen (Pariser Ab-
kommen von 1973) ihre Truppen aus Vietnam
und 1976 aus Thailand zurück und behielten,
neben ihren Kontingenten in Südkorea, nur
noch zwei philippinische Basen, nämlich
Clark Airbase und die Subic-Bucht als Hei-
mathafen für die im Westpazifik sowie im öst-
lichen Indik operierende 7. Flotte.
Die unmittelbare Auswirkung der drei
Schachzüge Nixons (Besuch in Peking von
1972, Waffenstillstand mit Nordvietnam von
1973 und US-Truppenrückzug aus Indochina)
bestand darin, daß die Position der prowestli-
chen Regierungen in Südvietnam, Laos und
Kambodscha ausgehöhlt wurde. Damit be-
gann eine „Asiatisierung" der indochinesi-
schen Szene, die jedoch damit endete, daß
1975 in den drei Indochina-Staaten kommuni-
stische Regime die Macht ergriffen und schon
kurze Zeit später der Sowjetunion die Hand
reichten, womit es zur Reinternationalisie-
rung des südostasiatischen Schauplatzes kam,
an der zunächst die Sowjetunion und China
beteiligt waren, die aber schon kurze Zeit spä-



ter auch die USA erneut auf den Plan rief.
Zum Schlüsseldatum wurde das Jahr 1978, als
Vietnam dem COMECON beitrat, einen
Freundschafts- und Kooperationsvertrag mit
der Sowjetunion schloß, sich zur Überlassung
Cam Ranhs an die Sowjetmarine verpflichtete
und nach Kambodscha einmarschierte.
Als Antwort verstärkten die USA ihre Luft-
und Marinestreitkräfte in Südostasien, vor al-
lem auf den Philippinen, in Japan und Südko-
rea sowie auf dem Stützpunkt Kadena in Oki-
nawa; sie gewährten ferner FMS(foreign mili-
tary sales)-Kredite an die ASEAN-Staaten
(1982: 1,6 Mrd. US-$), liefern Waffen, veran-
stalten mit den ASEAN-Streitkräften gemein-
same Manöver und haben einen Teil der Aus-
bildungsarbeit übernommen. Verstärkt wur-
den auch die Eingreiftruppen (rapid deploy-
ment force) und die Zusammenarbeit mit Au-
stralien und Neuseeland auf der Basis des
ANZUS-Pakts.

4. China: Förderung der ASEAN-
Entwicklung

China ist diejenige Macht, die bisher wohl die
schärfste Kehrtwendung in ihrer ASEAN-Po-
litik vollzogen hat und — in einer für viele
ASEAN-Staaten immer noch nicht so recht
glaubhaften Manier — vom Todfeind zum
Freund geworden ist. In den Anfangsjahren
waren die ASEAN-Staaten von China zwar
nicht direkt, wohl aber indirekt bedroht wor-
den, und zwar auf dem Weg über die Unter-
stützung von Subversionsbewegungen. In vier
der sechs Länder gibt es Kommunistische
Parteien, die von China zwei Jahrzehnte lang
systematisch Hilfe bekamen, und zwar in
Form von Waffenlieferungen, Ausbildung,
Partisanensendern und Asylgewährung.
Seit der Besetzung Kambodschas durch Viet-
nam und dem damit für jedermann sichtbar
gewordenen Südostasien-Engagement der So-
wjetunion ist die VR China jedoch dazu über-
gegangen, die aktive Unterstützung der Un-
tergrundbewegungen in den ASEAN-Staaten
einzustellen, und sich gegenüber den KPs die-
ser Länder nur noch, wie es offiziell heißt, „po-
litisch und moralisch" zu engagieren, etwa
durch Gewährung von Asyl an KP-Personal
aus diesen Ländern. 1979 wurde u. a. auch der
für Bangkok so ärgerliche Partisanensender
„Stimme des Volkes von Thailand" eingestellt.
Peking ging sogar so weit, die einzelnen KPs
zur Zusammenarbeit mit den Regierungen ih-
rer Länder aufzufordern und löste damit hef-
tige innerparteiliche Diskussionen und Spal-

tungen aus. Die KP Thailands ist infolge des
chinesischen Verhaltens inzwischen, ebenso
übrigens wie die KP Malaysias, in drei Frak-
tionen auseinandergebrochen.
Im Gegensatz zu den Regierungen Indone-
siens und Malaysias, die den Chinesen immer
noch mit Mißtrauen begegnen, betrachtet
Bangkok die VR China inzwischen als ihren
Hauptverbündeten gegen Vietnam und als
Hauptgaranten für eine Wiedergewinnung
der Selbständigkeit Kambodschas.
Aus chinesischer Sicht sind die sowjetischen
Basen in Indochina nichts geringeres als ein
„Sprungbrett" für die „Südwärtsstrategie" und
die „Expansion der UdSSR nach Südostasien
und in den Indischen Ozean". Die ASEAN-
Staaten befinden sich hier in einem Dilemma:
Einerseits können sie angesichts der täglich
zu beobachtenden Entwicklungen die chinesi-
schen Aussagen nicht mehr einfach als bloße
Propaganda abtun; andererseits steht ihnen
die in den vergangenen zwei Jahrzehnten so
spürbar gewordene „chinesische Gefahr" im-
mer noch vor Augen. Wie vor allem wird sich
die Volksrepublik langfristig verhalten, so-
bald sie sich einmal zu einer ihrer Größenord-
nung entsprechenden qualitativen Macht ent-
wickelt hat? Dies ist eine quälende Frage, die
selbst in Thailand immer wieder hinter vorge-
haltener Hand gestellt wird.

5. Japan: Licht- und Schattenseiten

Japan wirkt auf die meisten ASEAN-Staaten
heute noch genauso janusköpfig wie einst die
Bundesrepublik in den Nachkriegsjahren auf
ihre Nachbarländer. Wirtschaftlich unent-
behrlich weckt es doch immer wieder trauma-
tische Erinnerungen an die Besatzungszeit
der Jahre 1941—45. Überdies glaubt so man-
cher südostasiatische Beobachter zu erken-
nen, daß japanisches Kapital heute mit Ver-
spätung doch noch jenes Abhängigkeitsver-
hältnis geschaffen hat, das die japanischen
Waffen seinerzeit nur knapp verfehlt haben
— nämlich eine „Zone des gemeinsamen
Wohlstands" unter japanischer Führung.
Lange Zeit trug Japan diesem Mißtrauen
Rechnung und versteckte die Außenpolitik
sorgfältig hinter seiner Außenwirtschaftspoli-
tik, die im wesentlichen vom MITI (Ministry
of International Trade and Industry) gestaltet
wurde. Nicht von ungefähr wurde Japan ja
zum weitaus bedeutendsten Wirtschaftspart-
ner der ASEAN-Länder. Japan bestreitet
heute einen Anteil von rd. 25 % am gesamten
Handel der ASEAN-Staaten, wobei es in den



letzten Jahren mehr aus Südostasien impor-
tiert (Rohöl, Erdgas und Hölzer) als nach dort-
hin ausgeführt hat. Bis Ende 1981 hatten auch
bereits rund 2 400 Firmen im ASEAN-Bereich
eine Summe von 9,4 Mrd. US-$ investiert; mit
seinen Anteilen an staatlicher Entwicklungs-
hilfe für die ASEAN-Länder liegt Japan aller-
dings hinter den USA Frankreich und der
Bundesrepublik erst auf dem vierten Rang,
und — wenn man das Verhältnis der staatli-
chen Hilfe zum Bruttosozialprodukt als
Hauptkriterium nimmt — überhaupt erst auf
Platz 14, während es in allen sonstigen Berei-
chen häufig an erster Stelle rangiert. Trotz-
dem sind rund 71 % der gesamten staatlichen
Hilfe Japans in den ASEAN-Bereich geflos-
sen; auch an der indirekten Entwicklungshil-
fe, vor allem über die Asiatische Entwick-
lungsbank, hat Japan einen wichtigen Anteil.
Beginnend mit den „Nixon-Schocks“ von 1972,
vor allem aber seit dem Abschluß des vietna-
mesisch-sowjetischen Kooperationsvertrags
von 1978, dem schon kurze Zeit später der
chinesisch-japanische Friedensvertrag als
Antwort folgte, begann Japan eine mehr ei-
genständige Außenpolitik zu betreiben und
sich auch über den Schutz der lebenswichti-
gen Zufahrtswege im Bereich der Malakka-
Straße Gedanken zu machen. Sollte Tokio
hier nicht über seinen eigenen Schatten
springen und eine dem Schutz der „Lebensli-
nien“ entsprechende Marine- und Luftstreit-
macht aufbauen? Paradoxerweise wird die ja-
panische Regierung in diesen Überlegungen
nicht nur von den USA sondern neuerdings
auch von Seiten Chinas ermutigt, während an-
dererseits die ASEAN-Staaten Mißtrauen zei-
gen. ASEAN-Politiker reagieren empfindlich,
wenn es so aussieht, als wollte Japan politisch
eine Vormachtstellung beanspruchen, militä-
risch eine über die unmittelbare Selbstvertei-
digung hinausgehende Streitmacht aufbauen
oder ideologisch die Flecken der Vergangen-
heit retuschieren, z. B. durch „Überarbeitung"
der japanischen Schulbücher. Japan muß hier
m. a. W. mit Samthandschuhen vorgehen und
wird nicht immer akzeptiert; so gesehen hat
das „alte“ Europa in den ASEAN-Ländern
durchaus noch Chancen — trotz der schein-
bar übermächtigen Japaner.

6. Die EG in Südostasien

Die Europäische Gemeinschaft ist heute hin-
ter Japan und den USA die Nr. 3 sowohl im
Außenhandel als auch bei den Investitionen
und in der Entwicklungshilfe. Vernarbt sind
heute die Wunden, die den südostasiatischen
Völkern durch die europäische Kolonialpoli-
tik geschlagen worden sind. Außer Vietnam
und Indonesien, die sich ihre Freiheit mit
Waffen erkämpfen mußten, erhielten die an-
deren ehemaligen Kolonialgebiete wie Ma-
laia, Birma, Singapur, Brunei und die Philippi-
nen ihre Unabhängigkeit ja fast „geschenkt“.
In der Erinnerung manches älteren Entschei-
dungsträgers wecken die vergangenen Zeiten
bisweilen fast so etwas wie Wehmut. Vor al-
lem aber sind es die politischen Entwicklun-
gen in Indochina sowie das drückende Über-
gewicht Japans und der USA die die ASEAN
veranlaßten, in der EG eine Art Gegenge-
wicht zu suchen. Diese Bemühungen fanden
im Abschluß eines Kooperationsabkommens
vom 30. Mai 1980 ihren Höhepunkt. Der euro-
päische Export in die ASEAN-Länder ist
trotzdem tendenziell in den letzten Jahren
zurückgegangen, während die Gesamtimporte
aus diesen Ländern zunehmen — eine Folge
der japanischen Konkurrenz. An Auslandsin-
vestitionen bestreitet die EG nur 14 % (Japan:
30 %/USA: 23 %). Hier wird deutlich, daß die
Wachstumsregion ASEAN für viele europäi-
sche Unternehmer noch terra incognita ist.
Auf politischem Gebiet haben EG und
ASEAN inzwischen eine Art Liebesbeziehung
entwickelt. Vor allem die Bundesrepublik
Deutschland folgt, u. a. in ihrer gesamten In-
dochina-Politik, dem Beispiel der ASEAN-Ge-
meinschaft — selbst in einer so heiklen Frage
wie der Anerkennung des Demokratischen
Kampuchea durch die UNO. Nach Genscher
besitzt die EG-ASEAN-Kooperation heute
weltweiten „Modellcharakter“. Die Rolle der
ASEAN in dem sich entwickelnden neuen
Kräftedreieck Europa-Nordamerika-Südost-
asien könne gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Die EG müsse darauf achten,
daß die ASEAN nicht in den Windschatten
Japans gerate. Militärisch spielt die EG in
Südostasien so gut wie keine Rolle, es sei
denn über den ANZUK-Pakt (Australia, New
Zealand, United Kingdom) von 1971.



III. Zukunftsperspektiven: Die ASEAN und ihr Ambiente

1. Die Zukunft der ASEAN als regionale
Allianz

Theoretisch läßt sich der künftige internatio-
nale Stellenwert der ASEAN in vierfacher
Richtung denken, nämlich als „Balkanisie-
rung", als verstärkte Abhängigkeit von be-
stimmten Großmächten, als regional-funktio-
nale Organisation oder aber als authentische
Einheit.

An eine „Balkanisierung" dürften selbst Pessi-
misten kaum noch glauben. Siebzehn Jahre
praktizierte Anpassungsfähigkeit haben ihr
eigenes Gewicht. Kaum realistisch ist auch
die zweite Alternative. Zwar kontrollieren
amerikanische und japanische Firmen weite
Sektoren der südostasiatischen Rohstoffer-
zeugung, vor allem im Bereich der Chrom-,
Kupfer-, Zinn- und Kautschukausbeutung;
ferner haben die US-Wirtschaft und Japan in
den ASEAN-Ländern massiv investiert, wobei
sich solche Anlagen stets auf bestimmte
Schlüsselbereiche konzentrieren. Doch kann
höchstens die Propaganda des Ostblocks so
weit gehen, hier schon von eindeutigen Be-
herrschungs- und Abhängigkeitsmechanis-
men zu sprechen. Außerdem ist man sich ge-
rade in Indonesien, wo früher ausländische
Gewinnungsrechte besonders häufig verge-
ben worden sind, der Überfremdungsgefahr
bewußt geworden und verhält sich in neuerer
Zeit dementsprechend restriktiv — und
selbstbewußt. Aus dem gleichen Grunde auch
sind die EG-Länder den ASEAN-Staaten als
Gegengewicht zu den überproportional ver-
tretenen US- und Japan-Konzernen willkom-
men.

Mittelfristig läßt sich die Integration der
ASEAN-Staaten am ehesten als „regional-
funktionaler Zusammenschluß" denken. Da-
mit ist gemeint, daß die Sechs zwar nicht in
allen, wohl aber in einigen lebenswichtigen
Aufgabenbereichen, und zwar hauptsächlich
auf den Gebieten der Außenpolitik, der Wirt-
schaft und nicht zuletzt auch des Militärsek-
tors zunehmend enger kooperieren, daß sie
ferner eine eigenständige — wenngleich mit
den USA zum Teil parallele — Außenpolitik
betreiben und daß sie im übrigen eine Politik
der Entspannung anstreben. Man hätte es
hier mit einer Art südostasiatischem „Halb-
gaullismus" zu tun.

Langfristig ist es keineswegs unvorstellbar,
daß dieser Zwischenzustand eines Tages ei-

ner wirklichen authentischen regionalen Ein-
heit, also der Option Nr. 4 Platz macht. Die
Regionalismusentwicklungen in aller Welt
sind noch zu jung, als daß sich über ihren
Endzustand schon Endgültiges aussagen lie-
ße. In dem Maße jedoch, in dem die großen
nichtterritorialen Organisationsmuster (man
denke an die UNO, die Weltbank, die IMF
etc.) versagen, dürften die Chancen territoria-
ler Integrationsprozesse steigen. Ihr Gelingen
hängt am Ende von drei Faktoren ab, nämlich
einem gewissen Erfolg, einem festen Willen
und einer kontinuierlichen Einübung.

Gerade an letzterem haben es die ASEAN-
Staaten bisher nicht fehlen lassen. Seit 1967
haben sie zwei Gipfelkonferenzen, 17 Außen-
minister-Konferenzen und rund .80 bilaterale
oder trilaterale Treffen auf Regierungsebene,
und in letzter Zeit sogar rund zwei Dutzend
Militärmanöver abgehalten. Hier beginnt mit
anderen Worten die „Kraft des Faktischen
normativ" zu werden. Die beiden anderen
Voraussetzungen, nämlich der Erfolg und der
gemeinsame Wille („think ASEAN") sind
ebenfalls vorhanden.
Neben dem gemeinsamen Credo, der gemein-
samen Einübung und dem gemeinsamen Er-
folg als den drei Grundbausteinen sollten
aber noch zwei weitere zukunftsträchtige
Voraussetzungen erfüllt sein, nämlich die Be-
lebung der Gemeinschaft von der Basis her
und die Ersetzung von „Anti"-Motivationen
durch „Pro"-Haltungen.
Was das erstere anbelangt, so ist das
ASEAN-Bündnis heute vor allem das Produkt
weniger Eliten in den einzelnen Hauptstäd-
ten, die allesamt kosmopolitisch ausgerichtet
sind, fast ausnahmslos englisch sprechen, sich
westlich kleiden und weltweit von Konferenz
zu Konferenz jetten, ohne gleichzeitig ähnlich
intensive Kontakte zu ihrem Hinterhof zu be-
sitzen, zu dem ja die Bauern in den ärmeren
Regionen genauso gehören wie die Planta-
genarbeiter, die islamische oder buddhisti-
sche Geistlichkeit, ja sogar die lokale Gueril-
la. Es gilt m. a. W., die ASEAN-Philosophie
auf eine breitere Basis zu stellen.
Außerdem muß die Allianz, soll ihr langfristig
nicht der Atem ausgehen, weniger von Ab-
wehrhaltungen (Anti-Kommunismus, Anti-
China, Anti-Vietnam), sondern von positiven



Motivationen getragen sein, also für Zusam-
menarbeit, für regionalen Frieden oder für
Neugestaltung der weltweiten Wirtschafts-
verhältnisse eintreten; andernfalls gerät die
ASEAN in Gefahr, nur kollektiv zu reagieren,
nicht aber gemeinsam zu agieren.

2. Die Zukunft der ASEAN als Teil
Südostasiens

Südostasien umfaßt zehn Länder, die sich
während der siebziger Jahre in zwei einander
feindliche Blöcke aufgespalten haben: Hier
die drei Indochina-Staaten, dort die sechs
ASEAN-Staaten, dazwischen das neutrale Bir-
ma. Wie läßt sich die Spaltung überwinden
und wie am Ende gar ein geeintes Südost-
asien herstellen?
Drei Formeln sind dafür inzwischen ausgear-
beitet worden, nämlich ZOPFAN, ZOGIPAN
und ZON. Die ZOPFAN (Zone of Peace, Free-
dom and Neutrality in South East Asia) wurde
erstmals durch die Deklaration von Kuala
Lumpur im Jahre 1971 vorgeschlagen. Viet-
nam brachte als Antwort den Plan einer
»Zone of Genuine Independence, Peace and
Neutrality" (ZOGIPAN) auf den Tisch, stieß
damit aber auf scharfen Widerspruch bei den
ASEAN-Staaten: Bedeutet die Forderung
nach „wirklicher Unabhängigkeit“ etwa, daß
sich die ASEAN-Länder gegenwärtig in Ab-
hängigkeit befinden? Und worauf eigentlich
laufe „wirkliche“ Unabhängigkeit hinaus?
Vietnam ließ den ZOGIPAN-Vorschlag dar-
aufhin wieder fallen und schlug im September
1981 die ZON- (Zone of Neutrality) Formel
vor, die sowohl das ZOPFAN-Konzept als
auch die inzwischen von den drei indochine-
sischen Außenministern erarbeiteten „sieben
Punkte" umfassen soll. Diese sieben Punkte
lauten stichwortartig: fünf Prinzipien der
friedlichen Koexistenz, friedliche Streitlö-
sung, Kooperation beider Ländergruppierun-
gen auf sämtlichen Gebieten, friedliche
Grenzverhandlungen, keine Basenüberlas-
sung, Einrichtung eines ständigen Gemein-
schaftsorgans, Verträge und Abkommen zwi-
schen beiden Ländergruppen.
Die ASEAN-Staaten blieben auch jetzt skep-
tisch und halten die „sieben Punkte" mit der
ZOPFAN-Formel für unvereinbar, weil Viet-
nam nicht nur gewaltsam zwei Nachbarstaa-
ten besetzt habe (Verstoß gegen die „friedli-
che Koexistenz"), sondern darüber hinaus
auch einer fremden Großmacht Basen ge-
währt und weil es überdies verlangt, daß an
hem „gemeinsamen ständigen Organ" die von

den ASEAN-Staaten nicht anerkannte Regie-
rung der Volksrepublik Kampuchea teil-
nimmt. Haupthindernis auf dem Weg zu einer
Einigung und Neutralisierung Gesamt-Süd-
ostasiens ist letztlich die Kambodscha-Frage,
ohne deren Lösung Südostasien gespalten
bleibt.
Die Chance einer Verwirklichung der ZOP-
FAN-Idee besteht darin, daß sie, mit Aus-
nahme der Sowjetunion, von allen Mächten
bejaht wird, sogar von China. China ist es
übrigens auch, das mit seiner neueren Außen-
wirtschaftspolitik ein Beispiel dafür abgibt,
wie ein sozialistischer Staat mit „kapitalisti-
schen“ Ländern kooperieren kann. Vielleicht
könnten von hier Anregungen für eine künf-
tige Zusammenarbeit zwischen den drei so-
zialistischen Staaten Indochinas und den
ASEAN-Staaten ausgehen.

3. Die Zukunft der ASEAN als Teil
der Pazifischen Gemeinschaft

Nicht nur von ihrer Geographie, sondern
auch von ihrem weltoffenen Selbstbild, nicht
zuletzt aber von ihrer Eigenschaft als einer
der wenigen noch verbliebenen Wachstums-
zentren her scheint die ASEAN ganz selbst-
verständlich in die Pazifische Gemeinschaft
hineinzupassen, und doch besteht gerade hier
Skepsis:
Was soll das überhaupt werden — die Pacific
Community: Ein privater oder ein staatlicher
Zusammenschluß? Eine Zollgemeinschaft
oder gar eine politische Union? Und wer soll
ihr angehören? Soll ein unfertiges Gebilde
wie die ASEAN Teil einer noch unfertigeren
Gemeinschaft werden? Stimmt es im übrigen
nicht nachdenklich, daß Hauptbefürworter
des Pazifikkonzepts vor allem japanische,
amerikanische und überhaupt internationale
Konzerne und Großbanken sind? Würde sich
außerdem die Abhängigkeit der ASEAN von
den beiden ohnehin schon dominierenden pa-
zifischen Mächten, Japan und den USA, nicht
noch verstärken, wenn eine Pazifische Ge-
meinschaft dafür sorgte, daß die bisher so
wohltuend „ausgleichenden" Mächte wie die
EG, die „Gruppe 77“ oder die OIC (Organiza-
tion of Islamic Conference) abgekoppelt wür-
den? Kann die Schsergemeinschaft ferner
von einer Pacific Community mehr profitie-
ren als von den bereits existierenden Asien-
bezogenen Organisationen vom Format einer
ESCAP, einer ADB oder eines IMF ohnehin
zu erlangen ist? Muß nicht außerdem die Zu-
sammenarbeit der südostasiatischen Region



/
intensiviert werden, ehe die Gemeinschaft
weiter expandiert?
In der Tat wird die früher oder später zu
bewältigende Einbeziehung der Indochina-
Staaten, Birmas und vielleicht auch Neugui-
neas, ein so erhebliches Maß an Integrations-
kraft absorbieren, daß für noch weiterge-
hende Bindungen nicht mehr genügend Ener-
gie übrigbliebe. Auch Ländern wie Australien
oder Neuseeland gegenüber besteht Nachhol-
bedarf. Der Anteil der ASEAN-Exporte nach
Australien und Neuseeland beispielsweise

betrug 1979 nur 3,3%, der Importanteil aus
diesen Staaten nur 4,5%. Eine solche Ver-
nachlässigung zweier wichtiger Nachbarn
muß auf die Dauer unerträglich — und unra-
tional — erscheinen!
Die ASEAN-Staaten werden sich also in den
nächsten Jahren eher um die Integration mit
den anderen südostasiatischen Ländern und
mit ihren unmittelbaren Nachbarn bemühen
als um den Beitritt zu einer heute noch nicht
einmal existierenden pazifischen Großorgani-
sation.



Kommentar und Replik

Wie war das mit der SOPADE?

Zum Beitrag von M. Voges, Politische Opposition als Organisationsprozeß gesellschaftlicher
Erfahrung. Zum Widerstandskonzept der Sopade im Dritten Reich (B 26/84)

Vor mehr als 50 Jahren Erlebtes/Miterlebtes nun
aus der Sicht eines jungen Wissenschaftlers dar-
gestellt zu sehen, hat schon seine besonderen
Reize. Den Beitrag von Michael Voges: „Zum
Widerstands-Konzept der Sopade im Dritten
Reich“ habe ich mit großer Aufmerksamkeit ge-
lesen.
Es freut mich, daß der Autor die „Organisation
der politischen Berichterstattung“ und die „Ent-
wicklung eines Widerstandskonzepts“ als einen
„überaus wichtigen Beitrag der Sopade zum
Kampf gegen das nationalsozialistische Regi-
me“ bezeichnet. Ich bin der gleichen Ansicht.
Er hat sicher auch recht mit der Feststellung,
daß die Kritiker der sozialdemokratischen Exil-
führung, eben der Sopade, wichtige Teile unse-
rer Emigrationsarbeit „nicht oder nur unzurei-
chend und oberflächlich“ zur Kenntnis genom-
men haben.
Ebenso erfreulich ist es, daß er bei vielen der
Politologen-Vor-Urteile gegen die Weimarer

SPD Revision zuläßt. Schade nur, daß er einige
neue Fehl-Urteile hinzufügt.
Hauptteil seiner positiven Betrachtung ist die
politische Berichterstattung der Sopade, „der
wohl originellsten und zugleich effektivsten
Form sozialdemokratischen Widerstands im
Dritten Reich“. Er führt damit eine frühere Un-
tersuchung über die „Deutschland-Berichte der
Sopade“ weiter und nennt Einzelheiten.
Diese „Grünen Berichte“ (Grün wegen der ge-
wählten Papierfarbe) sind das Werk Erich Rin-
ners. Als sein einziger ständiger Mitarbeiter
(nicht gelegentlicher, wie Voges vermutet)
hatte ich hinreichend Gelegenheit, seine außer-
ordentliche und wohl einmalige Leistung zu be-
obachten.
Es handelte sich um eine erstaunliche Publika-
tion, nicht „nur“ ihres Inhalts und ihres Auftra-
ges wegen — beides von Michael Voges sach-
kundig kommentiert. Aber auch dies sollte be-
merkt werden: Wo gab es schon eine Monats-
schrift, die während ihrer sieben Erscheinungs-
ahre — in der ganzen Zeit von einem einzigen
Mann redigiert — wohl hundertmal mehr Mitar-

beiter als Bezieher hatte und deren zweite Auf-
lage erst 50 Jahre später hundertmal größer als
die der Originalausgabe ist.
So positiv Michael Voges die „DB“ beurteilt, so
negativ urteilt er über die „Bürogemeinschaft“,
womit er den Exilvorstand der SPD meint. Seine
Thesen zeigen, wie schwierig, vielleicht unmög-
lich es für den Nicht-Zeitgenossen, auch den
Wissenschaftler, ist, die damalige, tatsächliche
Situation nachzuvollziehen und zu Urteilen zu
kommen, die den Verhältnissen gerecht wer-
den.
Ein gerechtes Urteil — nicht nur eine Beschrei-
bung — über Haltung und Aktivitäten der Sopa-
de-Führung kann vermutlich nur der fällen, der
weiß, was Arbeit und Leben im Exil bedeutet.
Das gilt nicht nur für die äußeren Umstände
unter den erschwerten und gefahrvollen Bedin-
gungen. Es gilt beinahe noch mehr für den fast
körperlichen Druck, die Spannungen, die erleb-
ten und erlittenen Enttäuschungen — auch De-
mütigungen — und den Kräfteverbrauch in den
letzten Jahren der Weimarer Republik.
Ich habe nicht den Eindruck gewonnen, daß Mi-
chael Voges in seiner Be- und Verurteilung des
Exil-Vorstandes dieser Situation Rechnung ge-
tragen hat. Dieses Manko wäre zu ertragen,
wenn er wenigstens von den Fakten Kenntnis
genommen hätte. Die Tatsachen nicht zu be-
rücksichtigen und vorgefaßte Ansichten wieder-
zugeben, ist nicht hilfreich.
Ich will mich auf zwei Hauptpunkte seiner Kritik
beschränken:

1. Die Sopade habe ihre Tätigkeit (fast nur) auf
die politische Berichterstattung beschränkt. Es
habe Lagermentalität geherrscht.
Die Behauptung steht im Gegensatz zu den Fak-
ten. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit halte ich
einige der Aktivitäten des Exil-Vorstandes dage-
gen, die die Voges-Behauptung widerlegen und
Beispiele für die Vielfalt der Sopade-Arbeit
sind:
— Politische Kontakte zwischen drinnen und
draußen



Solange die — freilich immer schwieriger wer-
denden — Kontaktmöglichkeiten zwischen drin-
nen und draußen es zuließen, wurden die Ver-
bindungen zu politischen Freunden aufrechter-
halten und Übereinstimmung über die Situation
und die Zukunftsmöglichkeiten zu erreichen
versucht. (Ich bin z. B. bis Ende 1936 mehr als
ein Dutzend Mal „illegal“ in Deutschland gewe-
sen, um solche Kontakte zu pflegen.) Wir hatten
in Berlin zwei „illegale“ Büros; eines davon be-
stand Jahre hindurch, bis wir es wegen Geld-
mangel schließen mußten.
In Deutschland verbliebene und (noch) in „Frei-
heit“ lebende führende Sozialdemokraten ka-
men zu politischen Besprechungen zu uns nach
Prag oder an die Grenze.
Es gab Kurierdienste von und nach Deutschland
auch vom Exilvorstand (ganz abgesehen von de-
nen der zehn Grenzsekretäre).
All dies steht nicht im ursächlichen Zusammen-
hang mit der politischen Berichterstattung
(wenn auch natürlich solche Verbindungen zu-
sätzliche Informationen erbrachten).

— Die publizistische Tätigkeit nach drinnen
Wir haben mehrere periodische und zahlreiche
nichtperiodische Publikationen Jahre hindurch
in Prag für die Inlandsinformation und -Propa-
ganda in Tarnausgaben und/oder Kleinstforma-
ten hergestellt, die zu Tausenden in Deutsch-
land zirkulierten.
— Die publizistische Tätigkeit draußen
Neben den beiden bekanntesten Emigrations-
veröffentlichungen — der Wochenzeitung
„Neuer Vorwärts“ und den monatlichen
„Deutschland-Berichten“ — haben wir weitere
Periodika und ein umfangreiches Verlagspro-
gramm entwickelt und mehrere Dutzend Bü-
cher und Broschüren veröffentlicht.
— „Illegale" Techniken
Wir haben damals (auf manchen Gebieten als
erste und vermutlich auch als einzige sozialde-
mokratische Partei in der Welt) moderne Tech-
niken für die „illegale“ Arbeit entwickelt (Mikro-
Verfilmung, Mikro-Fotografie, Verpackungstech-
niken, Drucktechniken und Tarnungen), die ja
alle nicht einfach aus der Westentasche zu pro-
duzieren waren.
— Internationale Verbindungen
Die Vorstandsmitglieder — jedes im eigenen
Sektor — haben ihre persönlichen und politi-
schen Verbindungen so intensiv wie möglich ge-
nutzt (Diskussionen, Briefwechsel, Memoran-
den, Besuche usw.). Otto Wels hat seine Tätig-

keit in der Sozialistischen Arbeiter-Internatio-
nale wieder aufgenommen: Erich Ollenhauer ist
als Sekretär der Sozialistischen Jugend-Interna-
tionale wiedergewählt worden und ist aktiv tä-
tig gewesen: Friedrich Stampfer und Hans Vogel
haben in ständiger Verbindung mit Prager Re-
gierungsmitgliedern und der außerordentlich
hilfsbereiten, opferwilligen sudetendeutschen
Sozialdemokratie gestanden; und vieles andere
mehr.
Da gab es weder Zeit noch Platz für die von
Voges diagnostizierte „Lagermentalität“.
Träfe die Ansicht von Voges zu, daß die Sopade
sich (fast) nur um die politische Berichterstat-
tung gekümmert habe, die bei den „Deutsch-
land-Berichten“ in den Händen von Rinner lag,
dann hätten ja doch die übrigen sechs leiden-
schaftlich engagierten Politiker däumchendre-
hend zugesehen, wie ihr jüngster Kollege als
einziger tätig wurde. Nicht vorstellbar!
2. Organisierter Widerstand habe gefehlt; Rin-
ner’s Widerstandskonzept habe für die Sopade-
Führung „eine gewisse Verbindlichkeit“ beses-
sen und die Sopade scheine sich „auf ein von
außen kommendes Ende des Regimes einge-
stellt zu haben“.
Weder war das, was er als Rinner’s Widerstands-
konzept bezeichnet, das A und O der Rinner-
sehen Vorstellungen, noch war die Sopade-Füh-
rung der Ansicht, die Berichterstattung über die
Vorgänge im Dritten Reich sei die einzig mögli-
che oder auch nur die wichtigste Widerstands-
tätigkeit.
Die SPD hat Jahre vor 1933 ihrer Überzeugung:
„Hitler’s Sieg bedeutet Krieg“ publizistisch und
propagandistisch Ausdruck gegeben. Ich war
von 1928—1933 für die zentrale Werbung ver-
antwortlich, weiß es also aus erster Hand (es
gibt ja auch genug Belege dafür), daß wir dieses
Ende des NS-Abenteuers voraussahen.
Auch nach Hitlers Sieg blieben wir davon über-
zeugt, daß der Eroberungsdrang der Nazis zum
Krieg führen würde. Und wir waren gleichzeitig
— auch auf Grund Tausender von Informatio-
nen, die uns auf den verschiedensten Wegen
aus Deutschland zuflossen — Realisten genug,
die Terrorherrschaft für so gefestigt zu halten,
daß offener, organisierter Widerstand zum
Scheitern verurteilt sein würde.
Daß unter dieser Schwelle von unseren politi-
schen Freunden in der Heimat und uns draußen
das Mögliche an Widerstand geleistet wurde,
kann wohl nicht bestritten werden.
Wer unter den damaligen Bedingungen offenen
Widerstand zu organisieren versuchte, mußte



rasch scheitern; Beispiele gibt's dafür leider ge-
nug. Und vom (durchaus nicht so sicheren) Exil
aus Nazigegner zum offenen Widerstand anzu-
halten (mit Todesfolge) entsprach kommunisti-
scher Menschenverachtung, nicht aber sozialde-
mokratischer Ethik.

Das mag Heutigen, vom sicheren Schreibtisch in
unserer Wohlstandsgesellschaft, als nicht hel-
denhaft genug erscheinen. Uns schien es da-
mals verantwortungslos, Freunden dieses Risiko
zuzumuten, ohne daß eine Aussicht auf Erfolg 
bestanden hätte.
Sicherlich haben wir Fehler gemacht. Wer
nicht? Klar, daß auch in der Exilführung heftige
Konflikte entstanden. Die Geschichte der Par-
teien in der Legalität wie im Exil ist voll davon.

Michael Voges zitiert — ohne sie sich wohl zu
eigen zu machen — Politologenschelte gegen
die Weimarer SPD und ihre Führung. Das wird
auch durch stete Wiederholung nicht zur Wahr-
heit. Dabei darf natürlich auch das Wort von der
„überalterten SPD-Führung von 1933“ nicht feh-
len. Die Fakten jedoch sind anders: 1933 war
der Vorsitzende, Otto Wels, 60 Jahre, sein Stell-
vertreter Hans Vogel 52 Jahre und der desi-

gnierte Nachfolger Erich Ollenhauer 32 Jahre.
Die heutige SPD-Führung: Willy Brandt (70),
Hans-Jochen Vogel (58), Johannes Rau (53) ist
älter als die damalige. Ich hoffe, Michael Voges
stimmt mir zu, daß auch diese Führungsgruppe
nicht überaltert ist.
Er hat verdienstvollerweise einen längst ver-
schollenen Satz Rinner's ausgegraben:
„Der Intellektuelle neigt oft zu abstrakten Ver-
allgemeinerungen, vorschnellen Schlüssen,
geistreichen Perspektiven und besitzt oft nicht
die Fähigkeit, einen einfachen Tatbestand wirk-
lich genau und anschaulich wiederzugeben.“ In
der Tat!
Eine letzte kritische Bemerkung dazu: Warum
eigentlich muß ein solcher Beitrag in einer So-
ziologensprache verfaßt werden, zu dessen
Übersetzung ins Deutsche auch der Große
Brockhaus nicht ausreicht?
Ein Beispiel: „Die politisch relevante Organisa-
tion von gesellschaftlicher Erfahrung aber ist die
Bedingung der Möglichkeit eines effizienten
kollektiven Widerstandes im totalen Staat“
Geht's wirklich nicht auch anders?

Fritz Heine

1. Fritz Heines kritische Anmerkungen zu mei-
nem Beitrag über das Widerstandskonzept der
Sopade habe ich mit Interesse und dem gebote-
nen Respekt gelesen. Wohl kaum einer, der zeit-
geschichtliche Forschung betreibt, hat nicht
schon das überaus gemischte Gefühl verspürt,
das dann entsteht, wenn eine wissenschaftliche
Untersuchung individuelle lebensgeschichtliche
Kreise berührt, die sich — in Hinblick auf das in
ihnen aufgehobene Reservoir an historisch-ge-
genwärtiger Erfahrung — nicht angemessen re-
präsentiert sehen. Die biographisch erlebte Fak-
tizität der Ereignisse, die Wirklichkeit der eige-

nen geschichtlichen Erfahrung steht in einem
Spannungsverhältnis zu den historisch re-kon-
struierten Wirklichkeiten, die Ereignisse und Zu-
sammenhänge im Rahmen weiterreichender Er-
klärungs- und Verstehensmodelle zu begreifen
suchen. Die Unmittelbarkeit der Zeitgenossen-
schaft wird aufgehoben zur kritischen Erkennt-
nis historischer Abläufe, die mittelbar durchaus
beitragen kann zur historischen Standortbe-
stimmung der „Heutigen“. Gerade weil die Zeit-
geschichte eine eminent wichtige Legitima-
tionsfunktion für das Selbstverständnis der die
Gegenwart bestimmenden sozialen und politi-



sehen Kräfte besitzt, entstehen ihre Interessen
im gesellschaftlichen Raum, wirken ihre Er-
kenntnisse hinein in die politische Bewußtseins-
bildung der Zeit. Erkenntnis und Interesse
schließen sich nicht aus, sie bedingen einander,
allerdings bedingen sie sich nur solange, wie die
kritische historische Erkenntnis nicht dem
(miß)verständlichen Interesse an einer Ge-
schichte geopfert wird. Bei allem Respekt und
aller aufrichtig gemeinten Hochachtung vor
dem persönlich und politisch existentiellen Ein-
satz von Fritz Heine kann ich die von ihm vorge-
tragenen Einwände gegen meine Kritik an der
Widerstandstätigkeit der Bürogemeinschaft der
Sopade nicht teilen. Ich beschränke mich dabei
auf das wichtigste.

2. Fritz Heine beklagt, daß ich die schwierigen
Bedingungen der Exilsituation nicht genügend
gewürdigt hätte. Er weist den angeblich von mir
erhobenen Vorwurf der „Lagermentalität“ zu-
rück. Wer sich mit den literarischen Zeugnissen
des Exils (Briefe, Tagebücher, Memoiren, Bio-
graphien etc.) beschäftigt, wer die bedrücken-
den Ergebnisse der Exilforschung zur Kenntnis
genommen hat, der wird nicht bestreiten wol-
len, daß die extreme Situation der Exilanten die
ständige Gefahr in sich trug, „eine Lagermenta-
lität mit den ihr eigenen ideologischen Wahr-
nehmungsverzerrungen“ (15) auszubilden. Die
politische Berichterstattung der Sopade ver-
suchte ja gerade, „die bei einer längeren Dauer
des Regimes progressiv zunehmende Entfrem-
dung zwischen den illegal tätigen und den exi-
lierten Teilen der sozialdemokratischen Bewe-
gung möglichst gering zu halten“ (20). Ob und
in welchem Maße dies gelungen ist, läßt sich im
nachhinein schwer feststellen. Daß Erschei-
nungsformen einer Mentalität des Lagers die at-
tentistische und zuweilen wohl auch fatalisti-
sche Grundhaltung der Sopade-Führung (die 
Heine auf Seite 4 seines Beitrags noch einmal
bestätigt) verstärkt haben, halte ich nach-wie
vor für wahrscheinlich. Heines Feststellung, die
vielfältigen Aktivitäten der Bürogemeinschaft
hätten „weder Zeit noch Platz“ für die von mir
„diagnostizierte“ Lagermentalität gelassen,
greift denn wohl doch ein wenig kurz.

3. Fritz Heine unterstellt mir die Behauptung,
„die Sopade habe ihre Tätigkeit (fast nur) auf 
die politische Berichterstattung beschränkt“.
Hier liegt ein Mißverständnis vor. Gegenstand
meiner Untersuchung waren das Widerstands-
konzept der Sopade und die auf dieser Grund-
lage entfalteten Widerstandsaktivitäten, nicht
aber die gesamte politische Tätigkeit der Sozial-
demokratie im Exil. Diese sollte nun doch nicht

pauschal dem Bereich Widerstand zugerechnet
werden. Was Fritz Heine hier im einzelnen auf-
zählt, ist einesteils von mir selbst dargestellt
worden (15f), anderenteils steht es in der Tat
„nicht in ursächlichem Zusammenhang mit der
politischen Berichterstattung“, und diese ist
m. E. immer noch die „wohl originellste und zu-
gleich effektivste Form sozialdemokratischen
Widerstands im Dritten Reich“.

4. Schließlich ist Fritz Heine einem grundlegen-
den Mißverständnis aufgesessen. „Organisierter
Widerstand habe gefehlt“, so wird die Kritik an
der Widerstandstätigkeit der Sopade-Führung
von ihm zusammengefaßt. Mit „organisiertem 
Widerstand“ hat Fritz Heine ganz offensichtlich
eben jene „offenen“ Widerstandsformen im
Auge, von denen es noch in der Zusammenfas-
sung meines Beitrags hieß: „Effektiver Wider-
stand in totalitären Staaten ist mit einem Rück-
griff auf das traditionelle Repertoire von Wider-
standsformen (Attentat, Putsch, Sabotage, Infil-
tration etc.) allein nicht zu bestreiten.“ Das Ver-
sagen der Sopade liegt doch nicht im Ausblei-
ben derartiger Formen organisierten Wider-
stands: versagt hat sie bei der politisch relevan-
ten Organisiation gesellschaftlicher Erfahrung.
Ich habe mich bemüht, dieses Versagen diffe-
renziert (und unter Berücksichtigung der „reali-
stischen“ Position der Bürogemeinschaft) aufzu-
arbeiten (22 f.). Ein Vorwurf dieser Art, der zu-
dem noch mit dem spitzen Hinweis auf den „si-
cheren Schreibtisch in unserer Wohlstandsge-
sellschaft“ garniert wird, erübrigt sich ). Als ob1



es nicht gerade die opferreichen heroischen Illu-
sionen des tradierten Widerstands sind, die hier
einer historischen Kritik unterzogen werden.
Bleibt zu hoffen, daß eine weitere Beschäfti-
gung mit den Ergebnissen historischer Untersu-
chung auch in Zukunft zu einer produktiven

Form der Auseinandersetzung führt. Auf prak-
tisch fundierte Kritik kann die Geschichte der
Arbeiterbewegung nicht verzichten, noch viel
weniger auf die reiche politische Erfahrung ihrer
.historischen' Repräsentanten!

Michael Voges



Rüdiger Machetzki: ASEAN: Entwicklungsmodell mit Hindernissen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 33/84, S. 3—16

Nach eineinhalb Jahrzehnten erfolgreicher Wirtschaftsentwicklung und hohen industri-
ellen Wachstums sind die sechs nichtkommunistischen ASEAN-Staaten Südostasiens
gleichsam zu einer „Modellregion" der Dritten Welt erklärt worden, die das zunehmende
Interesse westlicher Wirtschaftswissenschaftler und -praktiker gewonnen hat. Angesichts
des unbestreitbaren Erfolgsweges zeigen sich jedoch innerhalb und außerhalb der ASEAN
Tendenzen, die Grenzen und Probleme einer weiteren ungebrochenen Entwicklung zu
unterschätzen.
Zum einen fehlt es den ASEAN-Mitgliedern — sogenannte Schwellenländer der zweiten
Generation — immer noch an ausreichender innerer Entwicklungskraft, um zu einer
selbsttragenden Konjunktur befähigt zu sein. Sie werden weiterhin von der Aufnahmefä-
higkeit und -Willigkeit der großen Industrieländermärkte, nicht zuletzt Westeuropas,
abhängig sein. Zum anderen wird der Gemeinschaft auch in Zukunft ein verhältnismäßig
enger Rahmen für tatsächliche wirtschaftliche Zusammenarbeit gezogen sein. Angesichts
der großen Parallelität der einzelnen ASEAN-Wirtschaften und der sich daraus ergeben-
den Konkurrenzsituation können die zwangsläufig auftretenden Spannungserscheinun-
gen nur durch ein hohes Maß an politischer Pragmatik und Flexibilität unter Kontrolle
bleiben. Politische Flexibilität ist bisher eines der Hauptkennzeichen der Gemeinschaft
gewesen. Drittens werden die ASEAN-Staaten angesichts ihrer beachtlichen Belastungen
— hohes Bevölkerungswachstum, steigende beschäftigungspolitische Anforderungen,
wachsende Kosten der ländlichen Modernisierung und der Grundversorgung — gesamt-
wirtschaftliche Wachstumsraten nahe der 10 %-Grenze erzielen müssen. Die Aussichten
hierfür haben sich gegenüber den siebziger Jahren vor allem auf der internationalen
Ebene nicht verbessert.
Trotz dieser Grundbelastungen scheinen die Chancen der ASEAN-Staaten, sich langfri-
stig zu industrialisierten Wirtschafts- und Wohlstandsgesellschaften entwickeln zu kön-
nen, günstiger als die der meisten Staaten der Dritten Welt zu sein.

Oskar Weggel: ASEAN: Regional- und Außenpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 33/84, S. 17—32

Die im Jahre 1967 gegründete, aber erst nach den Indochina-Ereignissen von 1975/79 vita-
lisierte und am 1. Januar 1984 durch den Beitritt Bruneis auf sechs Mitglieder erweiterte
ASEAN ist ein Regionalbündnis. Paradoxerweise läßt sich von diesem Bündnis eher
sagen, was es nicht ist: es ist kein Militärbündnis, keine Zoll- oder gar Wirtschaftsunion,
keine politische Allianz und nicht einmal eine kulturelle Gemeinschaft. Die ASEAN läßt
sich auch mit der EG kaum vergleichen und weist doch Eigenschaften auf, die dem Ver-
bund einen höchst zukunftsträchtigen Anstrich geben. So hat sie vor allem neuartige For-
men intraregionaler Zusammenarbeit hervorgebracht, die in die Entwicklungsländer-Dis-
kussion eingegangen sind und sich als Modelle für die Süd-Süd-Zusammenarbeit empfeh-
len. Eine politische Leitparole der ASEAN lautet „Elastizität“.
Den Großmächten gegenüber zeigt die ursprünglich im Geiste des Antikommunismus
gegründete ASEAN eine klare Ausrichtung: Alle sechs Mitglieder betrachten die Sowjet-
union und — mit Einschränkungen — auch China als potentielle Hauptgegner, während
die USA Japan, Australien, Neuseeland und die EG als freundliche Mächte eingestuft
werden.
Mit Blick auf die Zukunft der ASEAN als Regionalbündnis scheint die Integration mittel-
fristig auf einen regional-funktionalen Zusammenschluß hinauszulaufen. Langfristig ist
jedoch keineswegs unvorstellbar, daß dieser Zwischenzustand eines Tages einer wirkli-
chen authentischen regionalen Einheit Platz macht
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